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Vorwort: Ziele der Tagung und Aufbau des Heftes 
 
Das vorliegende Heft Nr. 84 der ISPA-Mitteilungen dokumentiert die am 
26.09.2013 an der Universität Vechta durchgeführte Tagung „Agenda für 
eine nachhaltige Entwicklung agrarischer Intensivgebiete“.  
 
Ziel der interdisziplinären Konferenz war es, aus wissenschaftlicher Sicht 
Konzepte, Ideen und Perspektiven für eine nachhaltige Entwicklung agrari-
scher Intensivgebiete aufzuzeigen. Gemeinsam mit regionalen Akteurinnen 
und Akteuren des Oldenburger Münsterlandes war beabsichtigt, eine Dis-
kussion zu den Perspektiven einer nachhaltigen Regionalentwicklung voran-
zutreiben.  
 
Die Tagung stand im Zusammenhang mit der von der Georg-August-
Universität Göttingen am Standort Vechta ausgerichteten 11. Tagung Bau, 
Technik und Umwelt in der landwirtschaftlichen Nutztierhaltung vom 24.-26. 
September 2013.  
 
Die Veranstaltung des ISPA setzte bei der Notwendigkeit zukunftsfähiger 
und somit nachhaltiger Lösungen an, übertrug die Diskussion jedoch von der 
Ebene des Betriebes auf den regionalen Maßstab und bettete sie in den Kon-
text der Globalisierung und der globalen Verantwortung ein.  
Die moderne landwirtschaftliche Produktion und die Erzeugung von Nah-
rungsmitteln stehen in intensiver gesellschaftlicher, politischer und wissen-
schaftlicher Diskussion, deren Ausgang Auswirkungen insbesondere auf 
sogenannte agrarische Intensivgebiete wie das Oldenburger Münsterland 
haben wird. Unter Berücksichtigung der besonderen Strukturen, die sowohl 
Probleme und Konflikte nach sich ziehen (z.B. Nährstoffproblematik, Emis-
sionen), als auch den besonderen (ökonomischen) Erfolg der Region ausma-
chen, erscheint daher eine Suche nach regional angepassten Lösungen drin-
gend geboten. Die Tagung hatte zum Ziel - einerseits aus einer wissen-
schaftlichen Außenperspektive und andererseits aus einer regionalen Bin-
nenperspektive - Impulse zu setzen für eine nachhaltige zukunftsfähige Re-
gionalentwicklung. Hierzu wurde eine Tagungsform gewählt, bei der auf je-
den wissenschaftlichen Fachvortrag ein sogenannter „Regionaler Kommen-
tar“ einer Akteurin oder eines Akteurs aus der Region des Oldenburger 
Münsterlandes folgte.  
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Die Gliederung des vorliegenden Bandes spiegelt diesen Ablauf der Tagung 
wider. Abgedruckt sind die Präsentationsfolien der Vorträge und der regio-
nalen Kommentare sowie deren Schriftfassungen - soweit diese zur Verfü-
gung gestellt wurden.  
Die inhaltliche Verantwortung für die Text- und Präsentationsbeiträge liegt 
bei den Autorinnen und Autoren.  
 
Das Organisationsteam des ISPA bedankt sich sehr herzlich bei allen Refe-
rentinnen und Referenten sowie den Kommentatorinnen und Kommentato-
ren für ihre Vorträge und die Beiträge zu dieser Tagungsdokumentation. 
Unser Dank gebührt zudem allen Teilnehmenden der Veranstaltung für Ihre 
wertvollen Diskussionsbeiträge.  
 
Die Tagung wurde von der Kommission für Forschung und Nachwuchsförde-
rung (KFN) der Universität Vechta gefördert. 
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Regionaler Kommentar zum Vortrag „Konzepte der Nachhaltigkeit 
und moralisch ethische Verantwortung aus wissenschaftlicher Per-
spektive“  

Prof. Dr. Thomas Blaha, Tierärztliche Hochschule Hannover 

Unser Verständnis von Nachhaltigkeit hat sich in den letzten Jahrzehnten 
von der ersten Beschreibung einer nachhaltigen Forstwirtschaft durch Hans 
Carl von Carlowitz in seinem 1713 erschienen Buch „Sylvicultura oeconomi-
ca“ über den Report der so genannten Brundtland-Kommission „Our Com-
mon Future“ (1987) (Nachhaltigkeit ist Befriedigung der heutigen Bedürf-
nisse ohne Kompromittierung der Bedürfnisse kommender Generationen) zu 
einer weit über Umweltschutz und Ressourcenschonung hinausgehenden 
Begriffsbestimmung gewandelt. Heute verstehen wir Nachhaltigkeit als 
Zukunftsverantwortung und Verteilungsgerechtigkeit aller gesellschaftli-
chen Prozesse durch die stetige Steigerung der moralisch-ethischen Quali-
tät menschlicher Gesellschaften. Bei den allgemein anerkannten Nachhal-
tigkeitsaspekten der Land- und Ernährungswirtschaft sind in zunehmendem 
Maße auch Bereiche wie das Tierwohl der Lebensmittel liefernden Tiere und 
die Bewahrung der Antibiotikawirksamkeit als öffentliche Schutzgüter mit 
zu berücksichtigen. 
Aufgrund der hohen regionalen Dichte der Nutztierhaltung in Weser-Ems 
ergeben sich besondere Anforderungen an die gesamte Branche der Produk-
tion von Lebensmitteln tierischer Herkunft hinsichtlich eines Nachhaltig-
keitskonzeptes, das ökologische, ökonomische, soziale und moralische Ge-
sichtspunkte umfassen muss, um eine tierschutzkonforme Nutztierhaltung 
aufzubauen und permanent so zu optimieren, dass sie von der Gesellschaft 
als ethisch vertretbar akzeptiert wird. 
Daraus ergibt die Notwendigkeit von Konzepten die sich insbesondere der 
Umsetzung eine Nachhaltigkeitsleitbildes widmen, das folgende Punkte 
enthalten muss: 
• Signifikante Senkung der Tierverluste und der krankheitsbedingten Min-

derleistungen der Nutztierbestände (effizientere Nutzung der Ressour-
cen, Reduzierung von nicht verwertbaren Nebenprodukten und Minimie-
rung des Antibiotikaeinsatzes) durch insbesondere Optimierung von In-
formationssystemen.  
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• Permanente Verbesserung der Lebensmittelsicherheit durch konsequen-
te Umsetzung der risikoorientierten Schlachttier- und Fleischuntersu-
chung und durch neutrale und objektive Monitoringsysteme wie z.B. der 
schlachthofbasierten (= Fleischsaft) Multiserologie. 

• Schaffung von Transparenz und Optimierung des Informationsaustau-
sches auf sämtlichen Stufen der Produktionskette, vor allem des Infor-
mationsrückflusses an den Landwirt, um so seine Qualitäten zielgerichtet 
verbessern zu können, aber auch gegenüber der Öffentlichkeit bzw. dem 
Verbraucher durch brancheneinheitliche Kommunikationskonzepte. 

• Schaffung eines flächendeckenden, neutral auditierten, hohen Qualitäts-
standards in der Nutztierhaltung mit einem hohen Niveau der Tier-
gesundheit, der Zoonosenbekämpfung und des Tierwohls. 

• Minimierung des Seuchenrisikos durch risikoorientierte Programme zur 
Biosicherheit (z.B. Kategorisierung der Tierbestände nach einem Seu-
chenrisiko-Index). 

• Umsetzung von betriebsspezifischen Hygienekonzepten auf dem land-
wirtschaftlichen Betrieb durch risikoorientierte Beratungs- und Überwa-
chungsprogramme. 

• Erhöhung der wechselseitigen Zusammenarbeit von Schlachtstufe und 
Landwirt, aber auch Zertifizierer und Verarbeiter, um eine schnelle An-
passungsfähigkeit an die Erfordernisse des Marktes zu gewährleisten, 
die Transparenz in der Kette zu erhöhen und die Rohstoffsicherheit zu 
gewährleisten. Damit gehen auch ein verbesserter Herstellungsprozess 
in der gesamten Wertschöpfungskette sowie eine schnelle Umsetzung 
von kettenweiten Strategien einher. 

• Schaffung der Akzeptanz in der Bevölkerung hinsichtlich einer modernen 
Landwirtschaft, die in effizient organisierten Großbetrieben stattfindet 
durch eine geeignete Kommunikation darüber, dass die Betriebsgröße 
nicht zwangsläufig im Zusammenhang mit Umweltverträglichkeit und 
Tiergerechtheit steht. 

• Schaffung von optimalen Rahmenbedingungen für den Export tierischer 
Nahrungsmittel unter Berücksichtigung der Tiergerechtheit und der Um-
weltverträglichkeit der Aufzucht und Haltung Lebensmittel liefernder 
Tiere. 

• Effizienzsteigerungen zur Schaffung eines optimalen Kosten-Nutzen-
Verhältnisses in der Primärerzeugung sowie bei der Schlachtung und 
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Verarbeitung tierischer Produkte, um international wettbewerbsfähig zu 
sein, damit die Beschäftigten in der Landwirtschaft sowie den ihr vor- 
und nachgelagerten Sektoren ein ausreichendes Einkommen erzielen. 

• Intensivierung regionaler Vernetzungen aller Akteure unter Anwendung 
von bewährten „Good Governace“ Methoden und Nutzung von Clusteref-
fekten, um u.a. Größen- und Synergieeffekte zu nutzen sowie Erfahrun-
gen und Informationen auszutauschen.  

Die in der Region angesiedelten und über das „NieKE Experten-Netzwerk“ 
kooperierenden wissenschaftlichen Einrichtungen haben bereits mehrere 
Forschungsprojekte mit diesen Zielstellungen begonnen bzw. beantragt. 
 
Um die regionalen Besonderheiten bei der Umsetzung von Nachhaltigkeits-
konzepten nicht nur theoretisch zu erörtern, sondern auch zügig in die tägli-
che Praxis der in der Lebensmittelerzeugungskette Agierenden einzuführen, 
wird empfohlen einen „regionalen Nachhaltigkeitsrat“ zur Koordinierung 
der für die Weiterentwicklung der Qualität der erreichten Nachhaltigkeit 
erforderlichen Aktivitäten zu bilden.  
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Impact Assessment als Methode der regionalen Nachhaltigkeits- 
bewertung 

Dr. Carsten Gutzler, ZALF, Müncheberg 

Nachhaltigkeit ist das Ziel einer positiven Regionalentwicklung. Um nachhal-
tig zu sein, müssen sowohl ökonomische, als auch soziale und ökologische 
Aspekte berücksichtigt werden. Hierbei ist es empfehlenswert, Trends oder 
politische Vorgaben bereits in einem frühen Stadium bezüglich ihrer Aus-
wirkungen zu untersuchen, um Chancen und Risiken zu erkennen und Spiel-
raum für eine gezielte Steuerung zu schaffen. Die Methode der voraus-
schauenden Folgenabschätzung (Ex-ante Sustainability Impact Assessment) 
ist dabei ein wichtiges Werkzeug. 
 

Was ist Nachhaltigkeit 

Als wichtiger Meilenstein für unser Verständnis von Nachhaltigkeit wird der 
Bericht der Weltkommission für Umwelt und Entwicklung der Vereinten 
Nationen (Brundtland-Kommission) aus dem Jahr 1987 gesehen. Dort heißt 
es: „Dauerhafte Entwicklung ist Entwicklung, die die Bedürfnisse der Ge-
genwart befriedigt, ohne zu riskieren, dass künftige Generationen ihre eige-
nen Bedürfnisse nicht befriedigen können“ (Hauff 1987). Nachhaltigkeit 
wird hier unter dem Gesichtspunkt der Generationengerechtigkeit definiert, 
was vor allem einen schonenden Umgang mit den natürlichen Ressourcen 
erfordert, aber auch wirtschaftliche Implikationen hat. So kann die Aufnah-
me hoher Kredite gegen den Nachhaltigkeitsgedanken verstoßen, wenn 
dadurch die Entwicklungsmöglichkeiten der nachfolgenden Generation er-
heblich eingeschränkt werden. 
Seit Mitte der 90er Jahre wird häufig das 3-Säulen Modell der Nachhaltig-
keit verwendet (Abb.1). Auch hier handelt es sich um ein Konzept, das den 
Mensch mit seinen Bedürfnissen in den Mittelpunkt stellt. Nachhaltige Ent-
wicklung basiert demnach auf einer soliden ökonomischen, sozialen und öko-
logischen Entwicklung. Diese Teilbereiche werden auch als Dimensionen der 
Nachhaltigkeit bezeichnet. Der Mensch agiert auf allen drei Ebenen, und alle 
sind für sein Wohl entscheidend. Eine rein wirtschaftliche Absicherung ge-
nügt demnach nicht, solange nicht auch soziale Bedürfnisse oder das Be-
dürfnis in einer intakten Umwelt zu leben, erfüllt werden. 
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Abb. 1: 3-Säulen Modell der Nachhaltigkeit  

 

Quelle: eigene Darstellung 

 

Schwierigkeiten bei der praktischen Umsetzung von Nachhaltig-
keitskonzepten 

Als abstrakte Zielvorstellung ist Nachhaltigkeit nur schwer umzusetzen. 
Problematisch sind die fehlende Definition eines räumlichen und zeitlichen 
Bezugsrahmens sowie die Schwierigkeit, positiven Entwicklungen in einer 
Nachhaltigkeitsdimensionen gegen negative Entwicklungen in einer anderen 
abzuwägen:  
So stehen aktuelle oder lokale Bedürfnisse oft im Konflikt zu langfristig 
wünschenswerten globalen Entwicklungen oder wirtschaftliche Interessen 
konkurrieren mit ökologischen und sozialen Zielen. Über wie viele Jahre/ 
Generationen muss nachhaltige Entwicklung gedacht werden? Wie weit in 
die Zukunft lassen sich soziale oder wirtschaftliche Auswirkungen über-
haupt abschätzen? Und sind Entwicklungen nachhaltig, die zwar regional 
wirtschaftliche Vorteile bringen, wie etwa der Bau einer neuen Fabrik, zu-
gleich aber überregional Konkurrenten vom Markt verdrängen?  
Schwierig ist auch die Gewichtung der einzelnen Nachhaltigkeits-
Dimensionen. Im Drei-Säulen Modell stehen Ökonomie, Soziales und Ökolo-
gie gleichberechtigt nebeneinander. Eine Reihe von Kritikern sieht aber eine 
gesunde und funktionsfähige Umwelt als Grundlage für Wirtschaft und sozi-
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ales Zusammenleben, so dass die wirtschaftliche und soziale Säule der öko-
logischen Säule untergeordnet sein müssten. 
Ob eine Entwicklung nachhaltig genannt werden kann oder nicht hängt daher 
stark von den getroffenen Definitionen, bzw. von den zugrunde gelegten 
Werten ab. Diese lassen sich nicht wissenschaftlich herleiten, sondern müs-
sen von der Gesellschaft, bzw. den jeweiligen Entscheidungsträgern gesetzt 
werden. Dennoch kann die Methode des ex ante Impact Assessments helfen, 
den Nachhaltigkeitsgedanken umzusetzen, indem sie die voraussichtlichen 
Entwicklungsfolgen umfassend herausarbeitet und auf diese Weise eine 
faktenbasierte und transparente Diskussion über die Nachhaltigkeit von 
Entwicklungen ermöglicht.  
 
Ex-ante Impact-Assessment  

Die Abschätzung von Entscheidungsfolgen, die Bewertung von Auswirkun-
gen auf verschiedenen Ebenen und die Entscheidung zwischen mehreren 
möglichen Alternativen gehört zur Alltagserfahrung eines jeden Menschen. 
Sie findet in der Regel unbewusst statt. Dabei stellt auch die Entscheidung 
„nichts zu tun“ und alles beim Alten zu belassen eine Auswahlmöglichkeit 
dar, die Konsequenzen hat.  
Ein einfaches Beispiel für eine alltägliche Folgenabschätzung ist die Planung 
einer Urlaubsreise. Ökonomische Gesichtspunkte (was kostet die Reise, 
kann ich mir das leisten?) werden gegen soziale Gesichtspunkte (wie viel 
Spaß/ Erholung würde mir die Reise bringen?) und ökologische Gesichts-
punkte (soll ich fliegen, mit dem Auto oder der Bahn fahren?) abgewogen. 
Möglicherweise entstehen im Rahmen dieser Abwägung neue Alternativen, 
die einen Kompromiss aus verschiedenen ursprünglichen Ansätzen darstel-
len. Schließlich wird eine von mehreren möglichen Möglichkeiten ausgewählt 
und umgesetzt. Die Methode des Ex-ante Impact Assessments funktioniert 
im Grunde auf dieselbe Weise. Allerdings werden dabei die ökonomischen, 
sozialen und ökologischen Auswirkungen systematisch untersucht. Ebenso 
werden bei einer Auswahl die Gewichtungsprozesse transparent gemacht. 
Eine der beiden Hauptfunktionen des Impact Assessment ist das Zusam-
mentragen eines breiten Spektrums an Informationen über die voraussicht-
lichen Folgen von Entscheidungen (dazu zählen immer auch die Folgen der 
Entscheidung “nichts zu tun“). Ziel ist es sicherzustellen, dass alle drei Di-
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mensionen der Nachhaltigkeit ausreichend berücksichtigt werden. Wie bei 
der Prüfung eines Medikaments wird also nicht nur untersucht, ob die ge-
wünschte Wirkung voraussichtlich erzielt wird, sondern auch die uner-
wünschten Nebenwirkungen werden erfasst, Chancen und Risiken werden 
herausgearbeitet. Dabei wird auf den aktuellen Stand der Wissenschaft zu-
rückgegriffen, um eine optimale Entscheidungsbasis zu schaffen. 
 
Die zweite Hauptfunktion ist die Unterstützung des Abwägungsprozesses. 
Hier geht es darum zu verhindern, dass Verbesserungen in einem Bereich mit 
unverhältnismäßigen Verschlechterungen in den anderen Bereichen erkauft 
werden. Die Abwägung von Vor- und Nachteilen unterschiedlicher Nachhal-
tigkeitsdimensionen ist schwierig. Zwar gibt es erste Ansätze, wie die öko-
nomische Bewertung von Biodiversität und Ökosystemdienstleistungen (vgl. 
TEEB 2009), die darauf zielen, die ökonomische und die ökologische Säule 
vergleichbar zu machen. Spätestens bei der Integration der sozialen Säule 
wird aber deutlich, dass hier normative Werte erforderlich sind, die die Wis-
senschaft nicht liefern kann: Wie der ökonomische Vorteil eines Windrades 
gegen die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes abgewogen wird, oder 
wann das Anwohnerwohl die Kosten und den ökologischen Schaden einer 
Umgehungsstraße rechtfertigt, muss von der Gesellschaft festgelegt, bzw. 
von den Entscheidungsträgern verantwortet werden. Impact Assessment 
kann jedoch helfen, diesen Prozess transparent zu machen, so dass eine (po-
litische) Diskussion über die zugrunde liegende Gewichtung und die letzt-
endliche Wahl zwischen den Alternativen ermöglicht wird. Auch im Nach-
hinein bleiben die Abwägungsgründe nachvollziehbar. 
 
Je weitreichender die Auswirkungen von Entscheidungen sind, umso wichti-
ger ist es, die Folgen im Voraus abzuschätzen und Fehlentscheidungen vor-
zubeugen. Chancen und Risiken sollten bereits im Vorfeld erfasst werden, 
um Korrekturen und Optimierungen zu ermöglichen. Seit 2006 wird daher 
für alle neuen europäischen Politiken ein Ex-ante Impact Assessment ver-
pflichtend durchgeführt. Eine erste Richtlinie hierzu veröffentlichte die 
Europäische Kommission im Jahr 2005. Diese wurde in den Jahren 2006 und 
2009 nach einem öffentlichen Beteiligungsprozess überarbeitet (Europäi-
sche Kommission 2009). In Deutschland ist ein Ex-ante Impact Assessment 
seit 2009 für alle neuen Gesetze Vorschrift (Podhora und Ferretti 2011).  
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Impact Assessment ist junge Wissenschaftsdisziplin und die Durchführung 
der Assessments erfordert ein hohes Maß an Expertise. Neben dem Einsatz 
im Rahmen von europäischer und nationaler Gesetzgebung werden Ex-ante 
Impact Assessments daher hauptsächlich von Universitäten und For-
schungszentren durchgeführt. Ziel der methodischen Entwicklung ist es 
jedoch unter anderem, vereinfachte Durchführungsschemata zu entwickeln, 
um eine Anwendung auch durch Planungsbüros zu ermöglichen. Dies würde 
den mit den Assessments verbundenen Aufwand deutlich senken und einen 
verstärkten Einsatz auf regionaler Ebene fördern. Zu den möglichen Ein-
satzfeldern zählen unter anderem regionale Energie- und Tourismuskonzep-
te. 
 
Szenarien 

Die zukünftige Entwicklung lässt sich auch mit modernen wissenschaftlichen 
Methoden nur sehr eingeschränkt vorhersagen. Je weiter in der Zukunft der 
Vorhersagepunkt liegt, umso unsicherer werden die Prognosen. Denkt man 
nur zehn Jahre zurück, hat beispielsweise kaum jemand eine Banken- oder 
Eurokrise vorhergesehen, Klimawandel war noch kein bedeutendes Medi-
enthema.  
Da Folgenabschätzungen oft für weit in der Zukunft reichende Entscheidun-
gen verwendet werden, arbeitet das Ex-ante Impact Assessment nicht mit 
Vorhersagen/Prognosen, sondern mit Szenarien. Ein Szenario ist ein ge-
dankliches oder mathematisches Modell einer Situation in der eine be-
stimmte Entscheidung bereits gefallen oder eine bestimmte Entwicklung 
eingetreten ist. Für jede Entscheidungsalternative wird ein eigenes Szenario 
entwickelt. Das ist in etwa so, wie wenn ein Architekt bei einem geplanten 
Abriss und Neubau für verschiedene Baualternativen Modelle aus Holz und 
Papier fertigt und diese dann präsentiert. Jedes Modell stellt eine Situation 
dar, in der sich der Bauherr für die jeweilige Alternative entschieden hat und 
das Projekt nach mehrjähriger Bauzeit vollendet ist. Beim Impact Assess-
ment wird zudem üblicherweise ein „Business As Usual Szenario“ entworfen. 
Dieses zeigt eine Situation, in der keine Entscheidung für eine der Alternati-
ven getroffen wurde und sich bestehende Trends ungehindert fortgesetzt 
haben. Hierzu müsste der Architekt in unserem Beispiel auch ein Modell des 
alten Hauses fertigen, das in derselben Zeit weiter verfallen ist. Durch den 
Vergleich der (Entscheidungs-) Szenarien mit dem Business As Usual Szena-
rio lassen sich Effekte, die aus der gewählten Alternative resultieren, von 
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solchen trennen, die dadurch entstehen, dass die Szenarien in der Zukunft 
spielen. Dies kann für eine Bewertung äußerst wichtig sein: Betrachtet man 
zum Beispiel verschiedene Maßnahmen, die die Treibhausgas-Emissionen 
einer ländlichen Region bis 2020 reduzieren sollen, ist es für eine Bewertung 
wichtig, Effekte der Maßnahmen von den Effekten zu trennen, die sich aus 
einem Bevölkerungsrückgang oder einer üblichen Verjüngung des Baube-
standes ergeben. 
Szenarien sind deutlich leichter zu erstellen als Vorhersagen. Über bekannte 
Ursache-Wirkungs-Zusammenhänge können wichtige Informationen aus 
ihnen gewonnen werden: Obwohl der Architekt die Ereignisse während des 
Baus nicht vorhersehen kann, kann er doch für seine Modelle klare Aussagen 
über Wohnfläche, Statik, oder Energieverbrauch machen. Große internatio-
nale Bedeutung haben in den letzten Jahren die Klimaszenarien des Inter-
governmental Panel on Climate Change (IPCC) erlangt (IPCC 2013). Diese 
stellen unterschiedliche Entwicklungen der globalen Treibhausgas-
Emissionen dar. Für jedes Szenario werden die entsprechenden Erwär-
mungstrends angegeben. 
 
Methodik des Ex-ante Impact Assessments  

In der europäische Impact Assessment Richtlinie (Europäische Kommission 
2009) wird eine standardisierte Basisprozedur in sechs Schritten vorge-
stellt und die organisatorische Struktur des Prozesses beschrieben. Das 
Europäische Network-of-Excellence zum Impact Assessment LIAISE 
(http://www.liaise-kit.eu) untergliederte diesen Prozess weiter in modulare 
Aufgabenfelder und Projektphasen.  
 

Tab. 1:  Durchführungsrahmen Impact Assessment nach Europäische  
                 Kommission (2009) und LIAISE 
 

 Arbeitsschritte Aufgaben 
Projektpha-
sen 

 
I. Problemidentifizierung 
 
 
 

1)  Formulierung der Studienzie-
le 
  Erstellung eines Zeitplans 

2)  Zusammenstellung des Ar-  
 beitsteams, Identifizierung 

Formulie-
rungs-Phase 
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II.  Formulierung der 
Fragestellung 

 
 
III. Entwicklung der 

Untersuchungs-
Szenarien 

 
 
 

 möglicher Zielgruppen 

3) Definition des Grundgerüsts 
für die Untersuchungs-
Szenarien (Storyline) 

4) Identifikation der ökologi-
schen, ökonomische und so-
zialen Bereiche, die von den 
Szenarien betroffen werden. 
Abschätzung der Wirkungs-
Ausdehnung 

5) Festlegung des Untersu-
chungsrahmens (Scoping) 
und Planung des Impact As-
sessments 

Scoping- 
und Pla-
nungs-
Phase 
 
 
 
 
 

IV. Untersuchung der 
erwarteten Auswir-
kungen (Impacts) 

 
V. Vergleich der ver-

schiedenen Szenari-
en 

6) Wahl der Werkzeuge, festle-
gen der technischen Spezifi-
kationen Instrumen-

tierungs-
Phase 
 
 

7) Festlegung von Indikatoren, 
Datenbedarf und Datenquel-
len 

VI. Monitoring und Eva-
luation 

 

8) Anwendung der Werkzeuge: 
Analyse der Impacts 

9) Reflektion und Evaluation 

Konzeptio-
nelle Lern-
phase 
 

 

Fallbeispiel: Feldberegnung und Energiemaisanbau in Brandenburg 
2025 

Die Vorgehensweise soll am Beispiel einer Studie des Leibniz-Zentrums für 
Agrarlandschaftsforschung (ZALF) e.V. skizziert werden. Von 2011 bis 
2012 wurden dort in einer In-House Studie Chancen und Risiken einer land-
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wirtschaftlichen Intensivierung in Brandenburg beleuchtet. Dabei wurden 
speziell die Auswirkungen einer verstärkten Feldbewässerung und eines 
zunehmenden Energiepflanzenanbaus in Szenarien für das Jahr 2025 unter-
sucht.  
 
Die Ergebnisse spiegeln den aktuellen Forschungsstand wider und wurden 
Entscheidungsträgern auf Landesebene und in nachgeordneten Behörden 
als Informationsbasis zur Verfügung gestellt. Die untenstehende Darstel-
lung dient der Erläuterung der Methode und muss an dieser Stelle stark ver-
kürzt ausfallen. Eine umfassende Darstellung findet sich bei Gutzler et al. 
(2013). 
 
Abb. 1:  Folgenabschätzung von Szenarien der landwirtschaftlichen Produk- 
                tion Brandenburg 2025: Feldberegnung und Energiemaisanbau.     
                

 Struktur der Studie 
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I. Problemidentifizierung 

Der landwirtschaftlichen Produktion kommt aufgrund ihrer hohen Flächen-
inanspruchnahme eine besondere Bedeutung bei der nachhaltigen Entwick-
lung zu. Verändert sich die landwirtschaftliche Praxis, dann hat dies auch 
immer Auswirkungen auf eine Vielzahl ökonomischer, sozialer und ökologi-
scher Faktoren. So werden durch die Landwirtschaft nicht nur Nahrungs- und 
Futtermitteln erzeugt, sondern auch Arbeitsplätze im ländlichen Raum ge-
schaffen. Die durch den Menschen geprägten Agrarlandschaften haben eine 
wichtige Funktion als Erholungsräume und sind Teil unseres kulturellen Er-
bes. In ökologischer Hinsicht hat die landwirtschaftliche Praxis einen star-
ken Einfluss auf die Qualität von Grundwasser und Oberflächengewässern, 
ebenso beeinflusst sie den Lebensraum zahlreicher Tiere und Pflanzen.  
Vor dem Hintergrund einer global zunehmenden Nachfrage nach Nahrungs-
mitteln, Rohstoffen und Energie erscheint eine weitere Intensivierung der 
Landwirtschaft in Deutschland wahrscheinlich. Dies betrifft auch das Bun-
desland Brandenburg. Obwohl die Entwicklung wichtiger Rahmenbedingun-
gen derzeit noch unklar ist (z.B. technische Entwicklungen, Preise, Verord-
nungen), ist eine Folgenabschätzung notwendig, um rechtzeitig begleitende 
Regelungen im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung einleiten zu können.  
 
II. Formulierung der Fragestellung 

Aus den verschiedenen Intensivierungsoptionen und Trends sollten zwei 
Möglichkeiten näher untersucht werden: der großflächige Einsatz von Feld-
bewässerung und ein verstärkter Anbau von Mais zur Erzeugung von Biogas. 
Im Folgenden werden die Hintergründe für die Auswahl kurz skizziert. 
Die Niederschläge in Brandenburg liegen im Mittel der letzten 50 Jahre mit 
rund 570 mm deutlich unter dem bundesweiten Durchschnitt von 800 mm 
(Flächenmitte der letzten 50 Jahre, Deutscher Wetterdienst 2013). In Ver-
bindung mit den überwiegend sandigen Böden werden die Ertragserwartun-
gen dadurch limitiert. Über Feldbewässerung könnten sowohl ein höheres 
Ertragsniveau erzielt als auch wetterbedingte Ertragsschwankungen gemin-
dert werden. Bisher haben vor allem die hohen Kosten einer Bewässerung 
diese Entwicklung verhindert. So wurden im Jahr 2009 nur etwa 2 Prozent 
der gesamten Ackerfläche bewässert (Amt für Statistik Berlin-Brandenburg 
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2012a). Steigende Weltmarktpreise oder vertragliche Lieferverpflichtun-
gen, zum Beispiel als Zulieferer für eine Biogasanlage, könnten Landwirte 
jedoch zunehmend motivieren, in Bewässerungsmaßnahmen zu investieren.  
Durch die Energiewende und ihr Ziel, fossile Energieträger durch die Pro-
duktion aus erneuerbaren Quellen abzulösen, sind neue Nutzungsansprüche 
an die bestehenden Ackerflächen entstanden. Eine hohe Produktion von 
Energie aus Biomasse wird angestrebt. Da Silomais bei der Verwendung in 
Biogasanlagen von allen Kulturpflanzen die höchsten Gaserträge bringt und 
für den Landwirt die ökonomischste Alternative darstellt, ist es in seit Ein-
führung der entsprechenden Förderungen im EEG (2004) zu einer starken 
Ausweitung der Maisanbauflächen in Deutschland gekommen. In Branden-
burg stieg dabei die Anbaufläche für Silomais von 102 Tausend Hektar 
(2004) auf 165 Tausend Hektar (2012). 
 
Abb.2 : Anbaufläche Silomais zur Futter- und Energiegewinnung in Branden- 
                  burg 1990-2012 
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Quelle: eigene Darstellung nach Daten MUGV (2010) und Amt für Statistik Berlin- 
                  Brandenburg (2010, 2011, 2012b) 
 

III. Entwicklung der Untersuchungs-Szenarien 

Ein Bewässerungs- und ein Energiemais-Szenario wurden ausgearbeitet und 
einem Business As Usual Szenario, das bestehende Trends fortschreibt, 
gegenübergestellt. Mit Blick auf die Zielgruppe der Studie (Entscheidungs-
träger in Landesministerien und Behörden) wurde das Jahr 2025 als zeitli-
cher Rahmen und der Landkreis als räumliche Auflösung gewählt. Es wurde 
vorausgesetzt, dass die Landwirte ihre Anbauentscheidung unter Berück-
sichtigung der Standorteigenschaften und mit dem Ziel einer betriebswirt-
schaftlichen Optimierung treffen. Die Anbauverteilung der Feldfrüchte wird 
entsprechend durch Standorteigenschaften, Ertragserwartung der Frucht-
arten, sowie durch Preise und Kosten geprägt. Vereinfachend wurde nur von 
konventioneller Bewirtschaftung ausgegangen. 
Es wurde entschieden mit Extremszenarien zu arbeiten. Extremszenarien 
stellen in der Regel keine Vorschlagsoptionen dar und sind auch nicht der 
wahrscheinlichste Entwicklungspfad. Vielmehr geht man davon aus, dass bei 
einer tatsächlichen Entwicklung der untersuchte Effekt in der Regel kleiner 
ausfallen wird als im Extremszenario. Durch die besonders starke Effek-
tausprägung eigenen sich Extremszenarien aber vor allem in frühen Phasen 
einer Entwicklung (wenn noch keine konkrete Planung vorliegt und nur wenig 
Informationen verfügbar sind) zur Erforschung von Chancen und Risiken. Im 
vorliegenden Fall wurden die Szenarien-Annahmen so gewählt, dass ein sehr 
großer Anteil der Ackerflächen bewässert bzw. mit Mais bestellt wurde. 
Das Business As Usual Szenario bildet die Grundlage der Analyse,  von der 
die übrigen Szenarien nur in wenigen, genau definierten Punkten abweichen. 
Verschiedene, auch gegenläufige Trends müssen berücksichtigt werden um 
zu einem in sich konsistenten Szenario zu kommen. Alle für die spätere Un-
tersuchung der Szenarien benötigten Variablen müssen hier bereits defi-
niert werden.   
Für das Business As Usual Szenario wurden die folgenden Annahmen ge-
troffen: 
1. Tierbestand und Flächenbedarf für Futtermittel bleiben konstant 
2. Fruchtfolgerestriktionen:  
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Der Anbau jeder Fruchtart wird auf einen pflanzengesundheitlich be-
dingten maximalen Fruchtartenanteil beschränkt. Darüber hinaus wur-
den für einzelne Kulturen weitere Einschränkungen infolge der üblichen 
Anbaupraxis getroffen. 

3. 50% der Acker-Brachflächen werden wieder in Nutzung genommen 
4. Preisen und Kosten: Für alle Kulturarten wurde ein 10%-iger Aufschlag 

auf die Reinerlöse pro Hektar nach Abzug aller Kosten angenommen. 
5. Züchtungsfortschritt: Ertragssteigerungen bis 2025 wurden für die 

untersuchte Kulturart auf fünf Standortklassen abgeschätzt.  
6. Gesetzliche Rahmenbedingungen bleiben unverändert. 
7. Entwicklung des Regionalklimas erfolgt entsprechend der Ergebnisse 

des Regionalen Klimamodells STAR II1 (Klimaszenario 2K)  
Beim Beregnungs-Szenario galten dieselben Voraussetzungen wie beim 
Business As Usual. Darüber hinaus wurde aber eine Beregnung aller Anbau-
flächen von Silomais, Weizen, Raps und Zuckerrübe angenommen. Das Ener-
giemais-Szenario unterschied sich vom Business As Usual durch die Annah-
me, dass durch eine spezielle Bioenergie-Förderung die Reinerlöse für Silo-
mais um 20% stiegen, für alle übrigen Kulturarten nur um 10%. 
Unter diesen Vorgaben wurden über betriebswirtschaftliche Berechnungen 
realistische Anbauverteilungen auf Landkreisebene errechnet und über ei-
nen Verteilungsalgorithmus in eine Anbauverteilung im Hektarraster über-
tragen. Die Arbeit auf mehreren Skalen war notwendig, da einige Effekte auf 
Kreisebene, andere (wie Biodiversität, Erosion) nur hochauflösend erfasst 
werden können. 
 
IV.  Untersuchung der erwarteten Auswirkungen (Impacts) 

Ökonomische, soziale und ökologische Folgen wurden anhand von ausge-
wählten Indikatoren beleuchtet. Die Auswahl wurde dabei sowohl durch die 
zu erwartenden Folgen, als auch durch die im Rahmen des Projekts verfüg-
baren personellen Ressourcen und Expertisen getroffen: 

                                         
1 Vergleiche: http://www.cec-potsdam.de/Produkte/Klima/STAR/star.html 
http://www.hzg.de/science_and_industrie/klimaberatung/csc_web/011667/index_00
11667.html.de 

http://www.cec-potsdam.de/Produkte/Klima/STAR/star.html
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Primär ökonomische Indikatoren 
• Ertragsleistung der Fruchtarten 
• Zusatzwasserbedarf und Mehrertrag durch Beregnung 
• Wasserverfügbarkeit für Beregnung 
 

Primär soziale Indikatoren 
• Deckung des Strombedarfs durch Biogas 
• Anteil der Ackerfläche, die für Energieproduktion belegt wird 
• Auswirkungen der Anbauverteilung auf die Landschaftsgestalt 

Primär ökologische Indikatoren 
• Reduzierung von Treibhausgas-Emissionen durch Substitution fos-

siler Brennstoffe 
• Auswirkungen der Anbauverteilung auf die Biodiversität2 
• Auswirkungen der Anbauverteilung auf die Wassererosion 
• Eintragsgefährdete Gewässerfläche, benötigte Fläche für Gewäs-

serrandstreifen 
 

Die Auswirkungen wurden auf verschiedenen Ebenen (Kreisebene, Schlag-
Ebene, Hektar-Ebene) ermittelt, für eine Vergleichbarkeit aber alle in Aus-
wirkungen auf Kreisebene umgerechnet. 
Insgesamt zeigte sich, dass der Einsatz von Feldbewässerung bei einigen 
Fruchtarten wirtschaftlich sinnvoll wäre und ein hohes Potential besitzt, die 
Erträge in Brandenburg zu steigern. Selbst unter den extremen Annahmen 
der Studie war in der Mehrheit der Regionen ausreichend Grundwasser für 
eine Feldbewässerung verfügbar. Negativ wäre diese Entwicklung für die 
Biodiversität in der Agrarlandschaft. 
Die Gewinnung von Biogas könnte auch bei einem Maisanteil von fast 50 % 
der Ackerflächen (davon 10% für Futterzwecke) nur 40% des landeseige-
nen Strombedarfs decken. Durch die Substitution fossiler Energieträger 
könnten dabei rund 3,5 Millionen Tonnen CO2-Äquivalente eingespart wer-
den, andererseits wären negative Auswirkungen des hohen Maisanteils auf 

                                         
2 Indikator „Artenvielfalt in der Agrarlandschaft“ entsprechend Nationaler Biodiver 
- 
  sitäts-Strategie (2007). Online: www.bmu.de/N41253-1/ 

http://www.bmu.de/N41253-1/
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Biodiversität, Landschaftscharakter, Erosion und Fließgewässerqualität zu 
erwarten.  
 
V. Validierung und Kommunikation der Ergebnisse 

Im letzten Punkt wich die Studie von der Systematik der EU-Richtlinie ab. 
Die Richtlinie ist für die Anwendung im politischen Kontext konzipiert und 
geht davon aus, dass nach Ermittlung und Bewertung der zu erwartenden 
Impacts eine politische Entscheidung getroffen wird. Unter Punkt V. Moni-
toring und Evaluation (siehe Tabelle 1) würde anschließend die Umsetzung 
der Entscheidung begleitet und die resultierende Entwicklung bewertet.  
Im Rahmen der Studie sollten die Entscheidungen aber nicht von den Wis-
senschaftlern, sondern von den Mitarbeitern in Ministerien und Verwaltung 
getroffen werden. Ziel war die Bereitstellung einer breiten und soliden In-
formationsbasis, die den aktuellen Forschungsstand im Bereich der Agrar-
landschaftsforschung widerspiegelt. Aus diesem Grund wurden die Ergeb-
nisse zunächst auf einem Workshop mit Vertretern der Brandenburgischen 
Umwelt-, Wirtschafts- und Landwirtschaftsministerien, sowie der und nach-
geordneten Behörden vorgestellt und diskutiert. Dabei zeigte sich unter 
anderem, dass das Bewässerungs-Extremszenario, bei dem eine neue Ent-
wicklung beleuchtet wurde, viele wichtige Informationen lieferte, im Fall des 
Energiemaisanbaus, der öffentlich bereits intensiv diskutiert worden war, 
konkrete Vorschlagsszenarien für die Zielgruppe aber hilfreicher gewesen 
wäre. 
Anschließend wurden die Studienergebnisse in einer Publikation für die 
Behördenvertreter detailliert aufbereitet und an die entsprechenden Stel-
len versandt. 
 
Fazit 

Obwohl die Methode des Ex-ante Impact Assessments nur auf europäischer- 
und nationaler Ebene für Vorhaben mit großer Tragweite vorgeschrieben ist, 
ergeben sich auch auf regionaler Ebene große Potentiale. Durch die syste-
matische Erfassung von Effekten auf allen drei Nachhaltigkeitsebenen kann 
das Risiko unerwünschter Nebenwirkungen reduziert und die Transparenz 
von Entscheidungen erhöht werden. Eine, gegebenenfalls vereinfachte, Ab-
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schätzung der ökonomischen, sozialen und ökologischen Folgen sollte daher 
auch bei Planungen auf regionaler Ebene im Rahmen von Ausschreibungen 
gefordert werden.  
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Präsentation zum Vortrag von Dr. Carsten Gutzler 
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Regionaler Kommentar  zum Vortrag „Ansätze zur Nachhaltigkeits-
bewertung auf regionaler Ebene“  

Roland Stahn, Regionalmanager LK Vechta, Grontmij GmbH 

Guten Tag, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
meine Name ist Roland Stahn, und ich bin verantwortlicher Projektleiter für 
das Regionalmanagement (Regionalmanagement) im Landkreis Vechta, kurz 
gesagt, der Regionalmanager im Landkreis Vechta. Ich arbeite für die 
Grontmij GmbH in Bremen, ein Planungs- und Ingenieurbüro, das von den 10 
Städten und Gemeinden des Landkreises Vechta mit dem Regionalmanage-
ment beauftragt wurde. 
Das Regionalmanagement läuft seit 2007. Die Basis bilden zwei Integrierte 
ländliche Entwicklungskonzepte (ILEK) für den nördlichen und den südlichen 
Teil des Landkreises. Das Regionalmanagement bezieht sich auf den gesam-
ten Landkreis Vechta. Inhaltlich beschäftigen wir uns im Regionalmanage-
ment mit praktisch allen Themen, die für die ländliche Entwicklung von Be-
deutung sind.  
Ich bin gebeten worden, den vorherigen Vortrag von Dr. Gutzler zu kommen-
tieren und dabei auch auf die spezifische Situation im LK Vechta einzugehen 
und zudem kurz zu erläutern, wie wir im Rahmen des Regionalmanagement  
mit dem Aspekt der Nachhaltigkeit umgehen. Ein hoher Anspruch in Anbe-
tracht der fünf Minuten, die mir zur Verfügung stehen. 
Zunächst einmal herzlichen Dank an Dr. Gutzler für seinen interessanten 
Vortrag und den spannenden Forschungsansatz. Um es gleich ausdrücklich 
zu betonen: Ja, es wäre schön, wenn uns das „Instrument“  des Impact asses-
sment im Regionalmanagement immer zur Verfügung stehen würde. Aber 
leider ist das nicht der Fall und es hätte auch meiner Einschätzung nach ge-
gen die „Macht des Faktischen“ nicht immer eine Chance. Bevor ich darauf 
eingehe, wie wir im Regionalmanagement auch ohne impact assessment 
versuchen, Nachhaltigkeit sicher zu stellen, zur spezifischen Situation im LK 
Vechta bzw. im Oldenburger Münsterland. 
Ja, es gibt ein Problem mit der Landwirtschaft unter Nachhaltigkeitsge-
sichtspunkten in der Region: Stichworte: Nährstoffe, Wasserqualität und -
quantität, Flächen- und Raumknappheit und nicht zuletzt das Imageproblem. 
Ja, es wäre hilfreich gewesen, frühzeitig „in die Zukunft zu sehen“ – mit Hilfe 
von Impact assessment. Aber, wie gesagt, diese Methode hat bislang noch 
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nicht zur Verfügung gestanden. Eines möchte ich noch ergänzen. Für die 
genannten Probleme ist die Region m.E. nicht allein verantwortlich. Es waren 
und sind vor allem die rechtlichen und wirtschaftliche Rahmenbedingungen, 
die zur aktuellen Situation und zu den aktuellen Problemen beigetragen ha-
ben. Ich denke dabei z.B. an die Baugesetzgebung. Nicht umsonst sind Kom-
munen dazu übergegangen, die gesamte Gemeindefläche mit Bebauungsplä-
nen zu beplanen, um den Bau von Tierhaltungsanlagen besser steuern zu 
können – trotz des hohen Aufwands. 
Jetzt möchte ich Ihnen an Beispielen zeigen, wie wir im Regionalmanagement 
mit dem Nachhaltigkeitsgedanken umgehen, wie wir also versuchen Ökono-
mie, Ökologie und Soziales in Einklang zu bringen.    
 
Beispiel Bioenergieregion Südoldenburg 

Die Städte und Gemeinden im Oldenburger Münsterland unterstützen das 
seit 2008 laufende Modellvorhaben, übrigens eines von insgesamt 21 Mo-
dellvorhaben auf Bundesebene, mit den zentralen Fragestellungen: 
 
• Möglichkeiten der ökologischen Verbesserung der Situation (Stichworte:  

Nährstoffe, Kaskadenutzung, überregionaler Bedarfsausgleich) 
• ökonomische Bilanzierung der Bioenergienutzung 
• gesellschaftliche Akzeptanz durch Aufklärung und Information? 
 
Die Städte und Gemeinden warten auf die Ergebnisse dieses Modellvorha-
bens, das vom Regionalmanagement mit initiiert wurde, um im Sinne der 
Region - und im Verbund mit anderen Akteuren - nachhaltig handeln zu kön-
nen.    
Folgerichtig sind deshalb auch Vertreter der Städte und Gemeinden sowie 
das Regionalmanagement Mitglieder des Steuerungskreises dieses Modell-
vorhabens, das sich in Trägerschaft des Agrar- + Ernährungsforums Olden-
burger Münsterland befindet.  
 
Beispiel Verkehr  

Die Einführung eines neuen Mobilitäts-Konzepts im LK Vechta steht kurz 
bevor. Ende Oktober sollen die Busse rollen und die Mobilitätszentrale „onli-
ne“ sein. Der Grundstein dafür wurde vor 5 Jahren im Regionalmanagement 



                                            Mitteilungen – Heft  84                                                                 55 
 

 
gelegt. Ausgehend von der Idee der 10 Bürgermeister und des Landkreises, 
den ÖPNV attraktiver zu machen, wurde zunächst eine Machbarkeitsstudie 
angefertigt. Die ermutigenden Ergebnisse dieser Studie haben dann den LK 
Vechta und die Städte und Gemeinden dazu bewogen, ein Mobilitäts-
Konzept zu erarbeiten, das drei zentrale Nachhaltigkeitsaspekte beinhaltet:  
• ÖPNV ist ökonomisch sinnvoll (letztlich billiger, wenn man nicht jede 

Fahrt mit dem eigenen PKW macht); 
• sozial - alle Bevölkerungsgruppen sollen Gelegenheit zur Mobilität erhal-

ten (Demografie) 
• und auch ökologisch sinnvoll (Klimaschutz). 
 
Beispiel Demografie 

Auch hier kam der Anstoß aus dem Regionalmanagement, sich um demogra-
fische Entwicklungen zu kümmern, auch wenn im Landkreis Vechta die der-
zeitigen Zahlen und Rahmenbedingungen gut aussehen. Die Zielsetzung war 
von Anfang an ein Konzept und ein politisches Bekenntnis, um den Anforde-
rungen des demografischen Wandels gemeinsam zu begegnen. Das Ergebnis 
ist u.a. ein Demografiepakt auf Landkreisebene, der auf mehreren Arbeits-
ebenen die Anpassung an den demografischen Wandel (Alterung, Abwande-
rung, Fachkräftemangel, öffentliche Infrastruktur) kontinuierlich in prakti-
sches Handeln überführt. 
 
Zum Schluss ein kurzes Fazit: 

Impact assessment sehe ich bisher als wissenschaftliche Methode, regionale 
Entwicklungen vorzubereiten. 
Regionalmanagement ist ein Landentwicklungsinstrument zur Vorbereitung 
und Umsetzung nachhaltiger regionaler Entwicklungen. 
Impact assessment ist als Methode zur Nachhaltigkeitsbewertung, also als 
Informationsgrundlage für politische Entscheidungen auch im Regionalma-
nagement hoch willkommen. 
Vielen Dank für´s Zuhören.  
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Präsentation zum Vortrag von Prof. Dr. Heinz Flessa 
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Regionaler Kommentar zum Vortrag „Umwelt- und klimabelastende 
Emissionen in agrarischen Intensivgebieten – Probleme und Heraus-
forderungen“ 
Dr. Johannes gr. Beilage, Oldenburgisch-Ostfriesischer Wasserverband, 
Brake 

Herr Professor Flessa hat in seinem Vortrag die „Bedeutung systemarer 
Ansätze“ betont, hat dabei seinerseits aber ausschließlich die gasförmigen 
Emissionen, insbesondere Lachgas, betrachtet. Im Sinne der Gesamtbe-
trachtung ist natürlich auch die Emission in Form von Versickerung, das 
heißt derzeit insbesondere die Nitratimmision in das Grundwasser zu be-
nennen. Für die Trinkwasserversorgung und damit für den OOWV ist speziell 
dieser Aspekt von zentraler Bedeutung.  
Die Zentren agrarischer Intensivgebiete befinden sich an Standorten, wo 
sandige Böden eine hohe Versickerungsrate und damit auch eine relativ 
leichte Gewinnung qualitativ hochwertigen Grundwassers gewährleisten. Bis 
heute ist das den zugehörigen Wasserwerken abgegebene Trinkwasser von 
höchster Qualität. Dies ist aber zu sehen vor dem Hintergrund, daß bereits in 
Einzelfällen Brunnen vertieft werden mußten (Holdorf in den 1990er Jah-
ren), um das Mischwasser der Trinkwasserabgabe des Wasserwerkes unter 
der zulässigen Nitrat-Obergrenze zu halten. 
Da es Jahrzehnte dauern kann bis gelöste Schadstoffe die Förderbrunnen 
erreichen, nachdem sie die Bodenkrume bereits unwiederbringlich verlassen 
haben, ist ein gezieltes Monitoring im Sinne der Nachhaltigkeit zwingend 
erforderlich. Dazu unterhält der OOWV innerhalb seiner Trinkwassergewin-
nungsgebiete ein Meßstellennetz von über 400 meist deutlich flacher als die 
Brunnen verfilterten Probenahmestellen (sog. Vorfeldmeßstellen, s. Abb. 1). 
In den südlichen Wassergewinnungsgebieten, das bedeutet den Regionen 
Cloppenburg, Oldenburg und Vechta, weisen in 2012 21% dieser Vorfeld-
meßstellen Werte oberhalb des Grenzwertes von 50 mg Nitrat/l auf. Im 
nördlich gelegenen Ammerland und Ostfriesland sind es im Vergleich deut-
lich weniger; 60% der Vorfeldmeßstellen liegen hier sogar unter 10 mg Nit-
rat/l. 
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26.09.13 6Immissionen in  agrarischen Intensivgebieten 6

Nitratgehalte im Jahr 2012
(n=426)

60 % < 10 mg/l Nitrat

21 % > 50 mg/l Nitrat

überwiegend in
südlichen Gewinnungsgebieten

überwiegend in
nördlichen Gewinnungsgebieten

Abb. 1: Nitratgehalte in 426 Vorfeldmessstellen des OOWV in 2012 

In der agrarischen Intensivregion Südoldenburg liegen eine Reihe von Meß-
stellen in vier der fünf  dortigen Trinkwassergewinnungsgebiete auch 2012 
mehr als 5 mg Nitral/l höher aus  als das langjährige Mittel ab 1996, woge-
gen in anderen Gebieten zumeist ein gleichbleibender bis leicht sinkender 
Gehalt zu finden ist (s. Abb. 2). In weiteren Detailbetrachtungen ist seit Mit-
te der vergangenen Dekade in 11 bzw. 16 flach verfilterten Meßstellen der 
Wasserschutzgebiete Thülsfelde und Großenkneten ein Trend zu steigenden 
Nitratgehalten nachvollziehbar. Als Ursache wird die hohe Vieh- und Biogas-
anlagendichte gesehen.  
Die Landwirtschaft ist sich ihres steigenden Emissionsdruckes auf die 
Grundwasserressourcen bewußt. Gemeinsam wird an technischen und logis-
tischen Lösungen gearbeitet, um eine auch ökologisch effiziente Landwirt-
schaft zu betreiben.  Soweit wie dieses nicht gelingt, ist gemäß den Vorga-
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ben des Wasserrechts automatisch mit einer Verschärfung des Düngerechts 
zu rechnen. 
 
Abb. 2:  Veränderung der Nitratgehalte in den Vorfeldmessstellen in 2012 

  im Vergleich zum langjährigen Mittel 
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Präsentation zum Regionalen Kommentar von Dr. große Beilage 
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Regionale Nachhaltigkeit in globaler Perspektive 

Dr. Maarten Punt, TU München 

1 Einführung: Nachhaltigkeit in volkswirtschaftlicher Perspektive 

Nachhaltigkeit ist heutzutage ein wichtiges Thema. Viele Konsumenten, aber 
auch Firmen beschäftigen sich damit, wie sie sich nachhaltig verhalten kön-
nen; das trifft auch auf die Ernährungsindustrie zu. Schaut man sich zum 
Beispiel die Internetseite internationaler Konzerne wie Unilever oder Nestlé 
an, findet man sich das Thema bereits auf der ersten Seite3. Auch in der Poli-
tik spielt Nachhaltigkeit eine wichtige Rolle. Die Bundesregierung verfolgt 
seit 2002 eine Nachhaltigkeitsstrategie um Deutschland weiterhin unter 
dem Aspekt der Nachhaltigkeit zu entwickeln. Weiterhin wurde dieser As-
pekt in verschiedenen internationalen Verträgen eingebunden, wie zum Bei-
spiel in der Biodiversitätskonvention von 1992 (The convention on biological 
diversity, 1992). Dies zeigt, dass das Thema Nachhaltigkeit sowohl die gro-
ßen Themen als auch alltägliche Situationen tangiert. In diesem Beitrag 
werden wir betrachten, wie verschiedene Dimensionen von Nachhaltigkeit in 
ökonomischer Perspektive – Regional und Global - zusammen passen. 
Trotz der zunehmenden Bedeutung ist Nachhaltigkeit nicht einfach zu defi-
nieren. Es gibt viele Definitionen und Interpretationsmöglichkeiten dieses 
Konzeptes. Eine häufig verwendete Definition ist die der nachhaltigen Ent-
wicklung nach dem Brundtland Bericht: „Dauerhafte Entwicklung ist Ent-
wicklung, die die Bedürfnisse der Gegenwart befriedigt, ohne zu riskieren, 
dass künftige Generationen ihre eigenen Bedürfnisse nicht befriedigen kön-
nen." (World Commission on Environment and Development, 1987, p. 43). 
Dennoch ist es schwer, mit dieser Definition zu arbeiten, weil wir beispiels-
weise die Bedürfnisse der zukünftigen Generationen nicht kennen. 
Um Nachhaltigkeit weiterhin aus einer ökonomischen Perspektive zu be-
trachten, müssen wir zunächst zwei Grundprinzipien der Volkswirtschaft 
erläutern. Diese Prinzipien sind: 
1. Der Mensch steht im Mittelpunkt; 
2. Ressourcen, insbesondere natürliche Ressourcen, sind knapp. 

                                         
3 www.nestle.com; www.unilever.com   

http://www.nestle.com/
http://www.unilever.com/
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Das erste Prinzip deutet darauf hin, dass eines der Hauptziele der Volks-
wirtschaft immer sein sollte, den Menschen so glücklich wie möglich zu ma-
chen. Es bedeutet auch, dass Ressourcen - im weiteren Sinne - nur einen 
einzigen Wert haben und zwar, dass sie dem Menschen Nutzen stiften. Doch 
auch der „Nutzen“ natürlicher Ressourcen sollte allgemeiner interpretiert 
werden; oder um es mit einem Beispiel zu zeigen: obwohl ich noch nie einen 
Blauwal gesehen habe und wahrscheinlich nie ein sehen werde, noch dessen 
Fleisch konsumieren oder auf irgendeine andere Weise von ihm profitieren 
werde, freue ich mich trotzdem das es diese Tiere gibt. Also stiften sie mir 
indirekt Nutzen. Das zweite Prinzip deutet darauf hin, dass wir uns auf Grund 
der Ressourcenknappheit eine Verteilung der Ressourcen ausdenken müs-
sen, und zwar so dass diese Verteilung dieser Ressourcen den Menschen so 
glücklich wie möglich machen (Mill, 1863, Chapter 2). 
Nachhaltige Entwicklung zwingt uns darüber hinaus, noch über eine weitere 
Dimension hinsichtlich dieser Aufteilung der Ressourcen nachzudenken: alle 
Generationen sollten ihre eigenen Bedürfnisse befriedigen können; es sollte 
also Generationsgerechtigkeit herrschen. Die zwei Grundprinzipien, zusam-
men mit nachhaltiger Entwicklung, bedeuten also, dass wir verantwortlich 
mit Ressourcen umgehen sollten. Wir sollten den Menschen so glücklich wie 
möglich machen und dabei behalten wir zusätzlich die Generationsgerech-
tigkeit im Blick. 
Zwei weitere Grundannahmen der Volkswirtschaftslehre implizieren, dass 
das Glück bzw. der Nutzen aus Konsum generiert wird und dass Konsum wie-
derum mittels Kapital produziert wird. Auch hier sollte Konsum und Kapital 
wieder im weiteren Sinne interpretiert werden, wie zuvor am Beispiel „Blau-
wal“. Denn Kapital entspricht hier nicht nur dem physischen Kapital, wie Ge-
bäude und Maschinen, sondern auch natürlichem Kapital, wie natürliche Roh-
stoffe, Humankapital, Wissen und Technologie. Dem nächsten Schritt liegt 
die Idee Robert Solows zugrunde, dass wenn Glück von Konsum kommt und 
Konsum mit Kapital produziert wird, es für nachhaltige Entwicklung ausrei-
chend ist den Gesamtbestand an Kapital zu erhalten (Solow, 1986). Wenn 
jede Generation den gleichen Vorrat an Kapital hat, hat jede Generation die 
gleichen Konsummöglichkeiten und hat dadurch gleiche Voraussetzungen 
um glücklich zu sein. 
An diesem Punkt gehen die vertretenen Meinungen der Volkswirtschaft 
auseinander. Dieser Spaltung liegt die Frage zugrunde, ob wir natürliches 
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Kapital überhaupt verbrauchen dürfen ohne uns auf einem nicht-
nachhaltigen Entwicklungspfad zu begeben. Einerseits gibt es neoklassische 
Ökonomen, wie Robert Solow, die der Meinung sind, dass wir dies im Prinzip 
machen dürfen - vorausgesetzt, dass wir Renditen, die wir z.B. durch die 
Ausbeutung von natürlichen Ressourcen erzielen, in anderes Kapital inves-
tieren. Anderseits gibt es ökologische Ökonomen, wie Herman Daly, die ar-
gumentieren, dass wir dies aus Prinzip nicht dürfen. Der Grund für diesen 
Disput liegt in der Annahme, dass neoklassische Ökonomen argumentieren, 
dass natürliches Kapital durch andere Formen von Kapital ersetzt werden 
könne, wohingegen einige ökologische Ökonomen einwenden, dass dies nicht 
möglich sei (siehe zum Beispiel Daly 1997 versus Solow 1997). Dieser Un-
terschied wird auch durch die Begriffe „starke Nachhaltigkeit“ und „schwa-
che Nachhaltigkeit“ beschrieben, wobei „starke Nachhaltigkeit“ die strenge-
re der beiden Definitionen repräsentiert. Da diese beiden Begriffe in die 
Volkwirtschaftliche Literatur sehr schnell übernommen wurden, ist deren 
Ursprung unklar. Die erste Referenz ist wahrscheinlich Pearce et al. (1990). 
Die Ideen für schwache Nachhaltigkeit generell greifen aber zurück auf Bei-
träge von zum Beispiel Solow (1986) und Hartwick (1977),  und die Ideen für 
starke Nachhaltigkeit auf Beiträge von Georgescu-Roegen  (1971; 1979). 
Ökonomen haben Indikatoren sowohl für schwache als auch starke Nachhal-
tigkeit entwickelt. Für schwache Nachhaltigkeit sind zum Beispiel die Adjus-
tierten Netto Sparraten („Adjusted Net Savings“ oder „Genuine Savings“) 
der World Bank. Dieser Indikator beinhaltet die Nettosparraten eines Lan-
des nach Abschreibungen von natürlichem Kapital, plus die Investitionen in 
Humankapital, minus die Kosten, die durch die Emission von CO2 Treibhaus-
gasen verursacht werden. Dieser Indikator bezeichnet eine Region bzw. eine 
Volkswirtschaft als nachhaltig, wenn die Adjustierten Nettosparanlagen 
positiv sind. Wie in Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden werden. zu 
sehen ist, entwickelt sich die Welt insgesamt nachhaltig, aber gibt es auch 
große Unterschiede zwischen unterschiedlichen Weltregionen. Für die Be-
stimmung starker Nachhaltigkeit richtet man sich eher nach generellen Indi-
katoren, wie zum Beispiel der Belastungsgrenze der Erde (Planetary 
Boundaries) von Rockström et al. (2009). Diese Grenze wird durch neun Di-
mensionen gebildet, wie  Klimawandel, Biodiversitätsverluste und Landnut-
zungsänderung. Diese Dimensionen dürfen einen bestimmten, kritischen 
Wert nie überschreiten, da es andernfalls eine plötzliche, große Änderung 
das Gleichgewichts auf der Erde droht. Betrachten wir diese kritischen Wer-
te, dann können wir feststellen, dass wir bereits drei davon überschritten 
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haben und vier weitere Grenzen rasch näher rücken. Die kritischen Werte für 
die letzten beiden –Belastung durch Chemikalien und atmosphärische Aero-
sole– sind noch nicht bestimmt. Wenn wir also diese Indikatoren betrachten, 
sind wir also noch weit von einem nachhaltigen Entwicklungspfad entfernt. 
Wichtig ist deshalb nicht nur was wir genau unter Nachhaltigkeit verstehen, 
sondern auch welche Weltregion wir betrachten. 
Abb. 1: Adjustierte Netto Sparraten für verschiedene Weltregionen 
                       2004 - 2011 

 
 
Quelle: World Bank, World Development Indicators 
 
 
2 Die Region in globaler Perspektive 

2.1 Welche Region? 

Wie in Abbildung 1 zu sehen ist, ist Nachhaltigkeit eine Frage der Weltregi-
on. Obwohl die Welt insgesamt schwach nachhaltig ist, trifft dies nicht 
zwangsläufig für alle Regionen zu. Dies bringt uns aber zur Frage, was wir als 
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„Region“ bezeichnen. Die Welt kann somit ebenfalls als eine Region betrach-
tet werden, welche in Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden werden. 
lediglich in verschiedene Regionen aufgeteilt wird. Die Definition von „Regi-
on“ ist deshalb wichtig, weil sie die Betrachtungsgrenzen bestimmt. Deshalb 
ist das Aggregationsniveau für die Bestimmung von Nachhaltigkeit zentral. 
Außerdem sollte eine Region in diesem Zusammenhang nicht isoliert, son-
dern auf Grund von Interaktion einzelner Regionen miteinander - z.B. durch 
wirtschaftliche Verflechtungen – als zusammenhängend betrachtet werden; 
vor allem darf der Blick auf das 'Große und Ganze' nicht fehlen. Was aus re-
gionaler Perspektive nachhaltig ist, ist also nicht unbedingt aus weltweiter  
Perspektive nachhaltig – und umgekehrt.  
Ein gutes Beispiel sind kurze Wertschöpfungsketten. Es liegt im Trend, regi-
onal produzierte Lebensmittel zu essen und die Nahrung nur von Betrieben 
in der Nähe zu kaufen. Dieses Konsumverhalten wird durch Kennzeichnung 
unterstützt, wie die folgenden Beispiele illustrieren: "Aus der Region" von 
Migros, Schweiz, Herkunftsgarantiesiegel der Molkerei Berchtesgadener 
Land, die Diepholzer Moorschnucke und Ammerländer Schinken. Dies er-
scheint unter Umständen für regional produzierte Lebensmittel durchaus 
sinnvoll, führt bei konsequenter Umsetzung jedoch womöglich zum Anbau 
von "Ananas im Allgäu" oder "Bananen in Bayern" (Witzke, 2011). Es ist of-
fensichtlich, dass der Energieverbrauch der dafür notwendigen Gewächs-
häuser, zusammen mit dem lokalen Transport in diesem Fall größer ist, als 
der Anbau von Ananas und Bananen in tropischen Regionen, auch wenn diese 
mit Schiffen nach Deutschland transportiert werden müssen (Witzke, 2011). 
Aber auch beim Konsum von britischen Äpfeln, die aus lokaler Produktion 
stammen, liegt der Energieverbrauch der Kühlhäuser inklusive lokalem 
Transport bis zu 47% höher als im Vergleich zum Energieverbrauch des 
Seewegtransports von Neuseeland (Saunders & Barber, 2008). 
Diese veranschaulichenden Beispiele bedeuten nicht, dass man insgesamt 
auf regionale Produkte verzichten muss, oder dass regionales Essen grund-
sätzlich nachhaltiger ist als importierte Produkte. Es ist eine Bestätigung 
der Theorie der komparative Vorteile, die besagt, dass jede Region sich auf 
die Produktion der Produkte spezialisieren sollte, bei der man durch Ausbil-
dung, Landschaft oder Klima einen relativen Vorteil gegenüber anderen Re-
gionen hat. Dies bedeutet, dass wir in der richtigen Jahreszeit regionale Äp-
fel kaufen können und wir grundsätzlich regionale Produkte kaufen können 
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für deren Produktion unsere Region einen komparativen Vorteil hat: Fleisch 
aus Vechta sowie Bier und BMWs aus Bayern.  
 
2.2 Externe Effekte und die Region 

Das Argument der komparativen Vorteile löst natürlich nur einen Teil der 
Probleme, die der Anspruch der Nachhaltigkeit aufwirft. Auch wenn Regio-
nen sich spezialisieren, gibt es immer noch Verschmutzung durch Treibhaus-
gasemissionen durch Transporte oder lokale Produktion.  
Teilweise können Emissionen durch Änderung bzw. Optimierung des Produk-
tionsprozess reduziert werden. Es wurde beispielweise vorgeschlagen, die 
ganze Landwirtschaft auf ökologischen Landbau umzustellen, weil in diesem 
Falle keine chemischen Düngemittel und ausschließlich natürliche Pflanzen-
schutzmittel genutzt werden. Die Emissionen sollten sich dadurch verrin-
gern. Das Problem das dadurch entstehen würde, ist der dadurch sinkende 
Ertrag: der ökologische Landbau erwirtschaftet durchschnittlich 5-15% 
weniger als konventioneller Landbau (Mayen, Balagtas, & Alexander, 2010; 
Oude Lansink, 2002). Falls wir also in einer Region komplett auf ökologi-
schen Landbau umstellen würden, müssten weitere Nahrungsmittel impor-
tiert werden wodurch das Nahrungsmittelangebot außerhalb der Region 
noch knapper werden würde. 
Treibgasemissionen und andere Verschmutzungsquellen, aber auch die un-
beabsichtigten Effekte der Änderungen des Produktionsprozesses werden 
in der Volkswirtschaft als „externe Effekte“ (oder Externalität) bezeichnet. 
Genauer gesagt sind es unbeabsichtigte Effekte einer Produktions- oder 
Konsumentscheidung. Weil die Effekte unbeabsichtigt sind, werden sie auch 
nicht in Entscheidungsprozesse mit einbezogen, jedoch von den Empfängern 
dieser Effekte durchaus wahrgenommen. Externalitäten können sowohl 
positiv als auch negativ sein. Ein Beispiel für eine negative Externalität sind 
die Emissionen des Autofahrens: Wenn man in einen PKW steigt, nimmt man 
nicht wahr wie sich durch die emittierten Abgase das Klima ändert. Ein posi-
tiver Effekt ist zum Beispiel ein schöner Garten: obwohl ich meine Zeit und 
mein Geld investiere um meinen Garten nur für meine Familie schön zu ge-
stalten, kann mein Nachbar den Anblick meines Gartens auch genießen. 
Gleichzeitig werden die meisten negativen und positiven externen Effekte 
nicht kompensiert (z.B. durch Geldzahlungen). 
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Die wirtschaftliche Lösung für die fehlende Kompensation externer Effekte 
liegt auf der Hand. Das zentrale Problem besteht darin, dass diese Effekte 
nicht mitbewertet werden, wenn die zugrunde liegende Entscheidung getrof-
fen wird. Wenn wir diese Effekte bewerten könnten und einen entsprechen-
den Geldbetrag dem Verursacher in Rechnung stellen könnten, würde er den 
Effekt in seinen Verhalten einbeziehen und gegebenenfalls ändern. Es gibt 
zweierlei Vorschläge für wirtschaftliche Lösungen im Falle negativer exter-
ner Effekte durch Umweltverschmutzung: eine Umweltsteuer oder ein Sys-
tem mit handelbare Verschmutzungsrechten. Unter bestimmten Annahmen 
wird durch beide Lösungen genau dasselbe erreicht und das ökonomische 
Ziel Nutzen zu stiften bzw. zu maximieren kann trotzdem weiterhin verfolgt 
werden. In der Praxis gibt es natürlich Probleme in der Umsetzung, das heißt 
aber nicht, dass wir die Einpreisung externer Effekte nicht versuchen soll-
ten. Es gibt bereits ein Handelssystem für CO2 in der EU für große Industrien 
und Energieerzeuger4. Die USA verwendet ein ähnliches System für NOx und 
SO2 Emissionen5. Diese Systeme sind deshalb gut weil sie - wenn gut imple-
mentiert - eine sinnvolle Lösung mit geringsten Kosten darstellt. Auch für 
Umweltsteuern gibt es Beispiele; zu den bekanntesten in Deutschland zählt 
die Steuer auf CO2 Emissionen, die in der KFZ-Steuer eingeschlossen ist. 
Zusätzlich muss man beachten - wie das Beispiel ökologischer Landbau nahe 
legt -  das externe Effekte nicht unbedingt regional auftreten, sondern auch 
außerhalb einer Region. Die Bewertung der Effekte und deren Kompensati-
on, entweder durch Umweltsteuern oder Handelssysteme, sollte also grenz-
überschreitend geregelt werden. 
 
2.3 Die globale Zukunftsperspektive 

Obwohl wir schon gesehen haben, dass die Welt im Moment nicht unbedingt 
nachhaltig ist - dies hängt davon ab ob man das Prinzip der schwachen oder 
starken Nachhaltigkeit zugrunde legt - ist es sinnvoll, um uns die Erwartun-
gen für die Zukunft der Welt anzuschauen. Die Vereinten Nationen erwarten, 
dass je nach Entwicklung des Bevölkerungswachstums die Weltbevölkerung 
im Jahr 2100 10,9 Milliarden oder mehr sein könnte. Wenn das Bevölke-
rungswachstum größer ist als erwartet, könnte diese Zahl sogar auf 16,6 

                                         
4 http://ec.europa.eu/clima/policies/ets/ 
5 http://www.epa.gov/airmarkets/progsregs/arp/index.html 
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Milliarden steigen. Zum Vergleich: die Weltbevölkerung beträgt bereits jetzt 
7.2 Milliarden Menschen, wovon 83% in Entwicklungsländern leben (United 
Nations. Department of Economic and Social Affairs. Population Division, 
2013). Diese zusätzlichen Menschen zu versorgen wird eine große Heraus-
forderung sein. 
Demgegenüber steht die pessimistische Prognose des „Agricultural Outlook 
2013-2022“ der FAO und OECD. Diese Organisationen erwarten ein relativ 
kleines Wachstum der landwirtschaftlichen Produktion. Bisher lag das  
Wachstum bei durchschnittlich 2,1%; es wird sich aber laut dieser Schätzung 
auf 1,5% verringern; die Nachfrage nach Agrarprodukten wird hingegen 
stark steigern. Es existieren Schätzungen, wohin gehend die Nachfrage aus 
Entwicklungsländern nach Butter bis 2022 um bis zu 50% steigen wird. Aber 
auch die Nachfrage nach Getreide, eiweißhaltigen Produkten, Zucker und 
Pflanzenöl aus diesen Ländern wird bis zum Jahre 2022 voraussichtlich um 
30% wachsen (OECD & FAO, 2013). 
Zusammengefasst bedeutet dies, dass noch viel geändert werden muss um 
Nachhaltigkeit ohne Einschränkung zu erreichen. Teilweise kann das Nah-
rungsproblem vielleicht durch Umstellung von Ernährungsgewohnheiten, wie 
zum Beispiel der Einschränkung von Fleischkonsum und der Ausweitung des 
Konsums pflanzlicher Nahrung, gelöst werden. Allerdings ist es eine Frage 
der Ethik, ob verlangt werden kann, dass heutige Entwicklungs- und Schwel-
lenländer auf Fleisch verzichten während entwickelte Länder dies immer 
nach Belieben getan haben. Eine mehrheitsfähige Lösung muss deshalb die 
Mehrproduktion von Agrarprodukten beinhalten, aber ohne dabei die Um-
welt zusätzlich zu belasten. Dieses Ziel wird häufig als „Nachhaltige Intensi-
vierung“ bezeichnet (sehe zum Beispiel Tilman, Balzer, Hill, & Befort, 2011).    
 
3 Schlussfolgerung 

Die Region und die Welt hängen eng zusammen; man sollte diese beiden Di-
mensionen deshalb auch immer zusammen betrachten. Dieser Beitrag ver-
sucht zu erklären, wie man zu falschen Schlussfolgerungen hinsichtlich 
Nachhaltigkeit kommen kann, wenn man sich nur auf die Welt oder nur auf 
die Region fokussiert. Nachhaltigkeit ist generell schwer zu messen, man 
kann dies aber mit Hilfe geeigneter Indikatoren näherungsweise schätzen.  
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Wenn wir nachhaltig sein wollen, sollten wir in der Region unsere komparati-
ven Vorteile nutzen und zusätzlich durch Handel importieren was wir dar-
über hinaus benötigen. Zusätzlich müssen wir die externen Effekte unserer 
Entscheidungen sowohl in der Region als auch für andere Regionen beach-
ten. Teilweise können wir die Umweltprobleme der externen Effekte durch 
Umweltsteuern und handelbare Emissionsrechte lösen. Diese Lösungen 
müssen aber grenzüberschreitend durchgesetzt werden damit Sie effektiv 
sind.  
Die größte Herausforderung wird aber darin liegen, auch in der Zukunft 
nachhaltig zu sein. Dafür brauchen wir eine Strategie der „nachhaltigen In-
tensivierung“ der Landwirtschaft unter Einbeziehung aller möglichen Tech-
nologien, um in der Zukunft weltweit ausreichend Nahrung zu haben.    
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Präsentation zum Vortrag von Dr. Punt 
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Regionaler Kommentar zum Vortrag „Regionale Nachhaltigkeit in 
globaler Perspektive“ 

Norbert Meyer, Vorsitzender des Kreislandvolkverbandes Vechta 

1. Herr Punt beschreibt sehr anschaulich wie sich regionale Nachhaltigkeit 
und  globale Nachhaltigkeit gegenseitig beeinflussen können.Aus meiner 
Sicht müssen wir die Kriterien für Wohlstand neu  definieren so wie es 
auch von Dr. Gutzler  formuliert wurde. Wohlstand oder auch Wohlerge-
hen drückt sich nicht nur monetär aus. Dazu gehören sollten auch das 
Mikroklima in der Region, kulturelle und sportliche Angebote, die Wohn-
situation, Qualität und  Entfernung der Arbeitsplätze aber auch die Ent-
fernung zu den Schulen und Behörden. 

2. Es wird die These aufgestellt, dass nur dann ein großer Konsum möglich 
ist, wenn ausreichend Kapital vorhanden ist. Hier sollte aber davor ge-
warnt werden durch Verschuldung zu mehr Konsum zu gelangen. Das Ka-
pital vermindert sich dann schneller als es wieder erneuert wird und in ei-
nigen Jahren oder auch in der nächsten Generation ist die Verschuldung 
so hoch dass auch ein notwendiger Mindestkonsum nicht mehr möglich 
ist. 

3. Als Beispiel für ein nachhaltiges Wachstum habe ich den Wunsch nach 
einer Zimmertemperatur von 23 Grad aufgeführt: Mit viel Holz oder                                                                                 
oder anderen Energieträgern kann ich die gewünschte  Temperatur au-
genblicklich erreichen. Nehme ich aber weniger  Holz und stecke einen 
Teil meines Kapitals in die Isolierung so kann ich langfristig – nachhaltig- 
die gewünschte Temperatur mit weniger Gesamtaufwand  halten. 

4. Die Folgekosten eines  quantitativen   Wachstums müssen beachtet wer-
den. Hier müssen gesellschaftspolitsche  Leitplanken aufgestellt werden, 
damit nicht kurzfristiger wirtschaftlicher Erfolg durch langfristige Schä-
den erkauft wird. Als Beispiel sei hier das „Fracken“  zur Erdgasförderung  
oder die friedliche  Nutzung der Kernenergie erwähnt. 

5. Bei einer starken Hervorhebung regionaler Marken besteht auch immer 
die Gefahr, dass bei einem groben oder sogar vermeintlichem  Fehler in 
der regionalen Prozesskette der Name dieser Marke völlig negativ be-
setzt wird und sogar das Image der ganzen Region darunter leiden kann. 
Insbesondere  bei  Exportorientierung  scheint es fraglich ob noch eine 
regionale Marke neben „Made in Germany“ Erfolg haben könnte. 
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6. Sehr wichtig scheint mir ein gutes  Energiemanagement einer Region zu 
sein. Die Transportkosten der verschiedenen Energieträger sind sehr un-
terschiedlich. Aber gerade bei Wärme und  Kälte sind  große  Entfernun-
gen sehr teuer. Daher sollten Erzeugung und Verbrauch dieser Energie-
formen regional in etwa ausgeglichen sein, um nicht negative Auswirkun-
gen in anderen Regionen hervorzurufen. Viele Firmen im hier vorherr-
schenden Ernährungsbereich sind  auf diese Energien angewiesen.                                                                                                                                           
Gerade im Bereich der erneuerbaren Energien muss hier eine bessere 
Vernetzung erreicht werden. Es darf nicht sein dass in der Nacht  Wind-
strom in Europa geradezu  verschenkt   wird und Wärme aus Blockheiz-
kraftwerken ungenutzt in die Umwelt entweicht. Ebenso könnte in dieser 
Region auch ernsthaft über Geothermie nachgedacht werden.    
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Gender-sensitive Regionalentwicklung – eine notwendige Strategie 
für ländliche Räume 

Dr. Theresia Oedl-Wieser, Bundesanstalt für Bergbauernfragen, Wien 

Die Entwicklung ländlicher Regionen hat in den letzten zwei Jahrzehnten 
durch die Strukturfondsprogramme und Ländlichen Entwicklungsprogram-
me der Europäischen Union (EU) eine kontinuierliche politische und monetä-
re Aufwertung erfahren. Schon in den 1980er Jahren wurden jedoch regio-
nalpolitische Ansätze entwickelt, welche die spezifischen Kontextbedingun-
gen und die endogenen Potentiale von ländlichen Regionen in den Vorder-
grund ihrer Entwicklungsbemühungen stellten (BKA 1981, S. 33ff; 
GERHARDTER UND GRUBER 2001, S. 14). Dies beinhaltete neben der integrati-
ven und sektor-übergreifenden Ausrichtung eine verstärkte Einbindung von 
relevanten regionalen und lokalen AkteurInnen aus Verwaltung, Politik, von 
den Wirtschafts- und Sozialpartnern sowie aus der Zivilgesellschaft (BÖCHER 
ET AL. 2008, S. 12). 
Die Regionalisierung von politischen Entscheidungen ist Ausdruck eines 
staatlichen Formenwandels hin zu „Governance“. Dabei wird die staatlicher 
Definitions- und Entscheidungsmacht von der nationalen Ebene hin zur sup-
rastaatlichen sowie zur regionalen und lokalen Ebene verschoben. Das Zu-
sammenwirken von staatlichen und nichtstaatlichen AkteurInnen in Partner-
schaften und Netzwerken im Rahmen von „Regional Governance“ sowie das 
Einbringen regionaler Erfahrungen sollte die Selbstverantwortlichkeit und –
steuerung auf regionaler Ebene steigern (HEINTEL 2006, S. 346f; BÖCHER ET 
AL. 2008, S. 14; EK 2001). 
Die Erkenntnis, dass regionale Planung kaum auf die spezifischen Bedürfnis-
se von unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen eingeht und dass die Be-
nachteiligung von Frauen in ihrer Lebensführung durch räumliche Strukturen 
nicht berücksichtigt wird, führte seit den 1980er Jahren zusehends zur Ent-
wicklung von frauenspezifischen, feministischen sowie gender-sensitiven 
Planungsansätzen (GRÜGER 2000, S. 29; AUFHAUSER ET AL. 2003, S. 178f). 
Eine verstärkte Einbindung von Frauen, ihren Bedürfnissen und Interessen in 
das Politik– und Planungsgeschehen im regionalen und lokalen Kontext be-
deutet hierbei nicht nur eine Verbesserung der Lebensqualität für Frauen, 
sondern auch für jene der Männer. Die Ansprüche, die in diesen Planungsan-
sätzen formuliert wurden, sind für die Regionale und Ländliche Entwicklung 
von großer Bedeutung. Denn der Übergang zu mehr Selbstbestimmung in 
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den Regionen im Rahmen von Regional Governance erfordert insbesondere 
die Berücksichtigung von spezifischen Bedürfnissen und Interessen unter-
schiedlicher Bevölkerungsgruppen (Frauen, Junge, Ältere, MigrantInnen, 
Menschen mit besonderen Bedürfnissen) und deren verstärkte Partizipation 
in den regionalen Entwicklungsprozessen. 
Der Re-Skalierungsprozess von der EU- und nationalen Ebene hin zur regio-
nalen und lokalen Ebene, der auch als „down-loading“ von politischer Ent-
scheidungsmacht bezeichnet wird, wurde durch die Regionalpolitik und die 
Ländliche Entwicklungspolitik der EU entscheidend mitgestaltet (KOPP-
MALEK UND LACKOWSKA 2010; SAUER 2010, S. 43f). Eine Vielzahl neu entstan-
dener Institutionen wie Regionale Entwicklungsagenturen, Leader-
Aktionsgruppen, Regionalmanagements oder Territoriale Beschäftigungs-
pakte, welche auch als „intermediäre Strukturen“ bezeichnet werden, neh-
men unterschiedliche Steuerungsaufgaben im Sinne von Regional Gover-
nance wahr (ÖROK 2013, S. 9; HEINTEL 2013, S. 12). 
Als wichtiges Element in diesen regionalen Entwicklungs- und Steuerungs-
prozessen wird das Engagement der AkteurInnen und demokratischer Ba-
sisorganisationen vor Ort angesehen (EK 2001, S. 14ff; DAX ET AL. 2009, S. 
37ff). Aufgrund der Tatsache, dass in diesen intermediären Strukturen weit-
reichende Entscheidungen für die Lebens- und Aufenthaltsqualität der Be-
wohnerInnen ländlicher Regionen getroffen werden, stellt sich aus gender-
sensitiver Perspektive die Frage, welche AkteurInnen in diesen neuen inter-
mediären Institutionen vertreten sind? Mit welchen Ressourcen und mit 
welcher Verhandlungsmacht sind sie ausgestattet? Wie sieht das Ge-
schlechterverhältnis in den Entscheidungsgremien generell aus und inwie-
weit werden regionale Frauen- und gender-spezifische Initiativen zur Mitar-
beit eingeladen und für diese Gremien nominiert? 
In der politischen Praxis offenbart sich, wie hier am Beispiel Österreich ge-
zeigt wird, eine deutliche Unterrepräsentation von Frauen in der politischen 
lokalen und regionalen Öffentlichkeit, obwohl Frauen einen Anteil von 51% 
an der Bevölkerung ausmachen. Die Nachhaltigkeit des jahrzehntelangen 
Frauenausschlusses in politischen Institutionen ist im räumlichen Mehrebe-
nensystem sehr deutlich sichtbar. Während auf nationaler Ebene und Bun-
desländerebene mittlerweile die „kritische Masse“ an politischen Mandata-
rinnen annähernd erreicht ist, liegt der Anteil an gewählten Bürgermeiste-
rinnen gerade einmal bei 5%. Da Bürgermeister meist automatisch in den 
Vorstand etwa von Regionalverbänden, Leader Aktionsgruppen (LAGs) oder 
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in sonstige intermediäre Strukturen entsandt werden, setzt sich die Unter-
repräsentanz auch in diesen „neuen“ regionalen Strukturen im Rahmen von 
Regional Governance fort (OEDL-WIESER ET AL. 2012, S. 2f). Darüber hinaus 
entsenden auch die Institutionen der Sozialpartner in der Region sehr häufig 
männliche Vertreter in die Gremien (DAX ET AL. 2011, S. 57; POLLERMANN ET 
AL. 2012; THUESEN 2010, S. 34f). Die Beteiligung von Frauenorganisationen 
oder –initiativen in den intermediären Strukturen ist bislang eher gering. 
Dies liegt einerseits im mangelnden Interesse begründet, diese verstärkt 
einzubinden, und ist andererseits durch die knappen finanziellen und perso-
nellen Ressourcen der frauenspezifischen Institutionen bedingt (OEDL-
WIESER 2014, im Erscheinen; BOCK UND DERKZEN 2008). 
PINI (2006) spricht in diesem Zusammenhang von „More of the same“, näm-
lich, dass sich für Frauen durch die Etablierung von intermediären Struktu-
ren eigentlich nichts geändert hat. MACKAY (2009) wiederum zeigt auf, dass 
in vielen dieser neuen regionalen Strukturen eindeutige Pfadabhängigkeiten 
zu alten Strukturen (Arbeitsweisen, Unternehmenskultur, Entscheidungs-
strukturen, personelle Besetzungen) bestehen und bezeichnet sie deshalb 
als „nested structures“ oder „nested newness“. Über die Forderung nach 
geschlechter-paritätisch besetzten Gremien hinausgehend stellt sich natür-
lich die Frage, was würde sich ändern, wenn mehr Frauen partizipieren? Ver-
fügen Frauen selber über genügend Gender-Sensitivität, um eine qualitative 
Veränderung von Politikinhalten im Sinne einer Verbesserung der Lebens-
verhältnisse von Frauen in ländlichen Regionen zu erwirken (acting for)? 
Soll gender-sensitive Regionalentwicklung in ihrer umfassenden Bedeutung 
erläutert werden, so müssen neben den oben genannten institutionellen 
Aspekten insbesondere die inhaltliche Ausrichtung von Programmen, Pro-
jekten und Maßnahmen auf regionaler Ebene inklusive ihrer Genderspezifik 
Beachtung finden. Aber auch die Rolle von frauenspezifischen Initiativen, 
Netzwerken und Beratungsstellen, die als Vermittlerinnen zwischen Regio-
nal- und Gleichstellungspolitik fungieren (können), muss dabei betrachtet 
werden. 
Dieser Beitrag hat das Ziel, die Bedeutung der Gleichstellung von Frauen 
und Männern in der regionalen Entwicklung darzustellen. Es wird ausgeführt, 
welche strukturellen und inhaltlichen Rahmenbedingungen für eine erfolg-
reiche und zielgerichtete Umsetzung notwendig sind. Vorerst wird eine Be-
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griffsbestimmung zu gender-sensitiver Regionalentwicklung vorgenommen 
und im Anschluss werden Argumente für deren Umsetzung diskutiert. Da-
nach wird auf genderspezifische regionale Problemlagen eingegangen. In 
weiterer Folge werden Faktoren für eine erfolgreiche Umsetzung von gen-
der-sensitiver Regionalentwicklung diskutiert sowie Good/ Best Practice 
Beispiele aus dem Österreichischen Programm für die Ländliche Entwick-
lung vorgestellt. Abschließend werden Handlungsempfehlungen im Rahmen 
des politischen Mehrebenen-Systems zur Umsetzung von gender-sensitiver 
Regionalentwicklung entwickelt. 
1.   Was bedeutet gender-sensitive Regionalentwicklung? 
Grundsätzliche Überlegungen zur Bedeutung von gender-sensitiver Regio-
nalentwicklung müssen bei den beiden Begriffen „Gleichstellung von Frauen 
und Männern“ und „Regionalentwicklung“ ansetzen. Deren gemeinsame 
Schnittmenge liegt darin, dass beide Politiken auf eine Verbesserung der 
Lebensbedingungen von Menschen abzielen. Während Gleichstellungspolitik 
ihre Aufgabe in der Veränderung der asymmetrischen Geschlechterstruktu-
ren sieht, richtet Regionalentwicklung ihre Aufmerksamkeit auf die Stär-
kung regionaler Entwicklungspotentiale (AUFHAUSER ET AL. 2003, S. 40). In 
der derzeitigen politischen Praxis werden geschlechterbezogene Fragestel-
lungen von regionalen AkteurInnen primär als „Frauenfragen“ bzw. als „so-
ziale Fragen“ behandelt und daher auch als politisches Randthema verstan-
den. 
Es gilt, diese Randstellung aufzuheben und die Bedeutung des Themas in den 
Vordergrund zu rücken. Dafür gibt es gewichtige Gründe: Erstens, die 
Gleichstellung von Frauen und Männern ist ein Menschenrecht, welches 
1979 in der „Konvention zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der 
Frau“ (CEDAW) der UNO festgelegt wurde sowie in der „Platform for Action“ 
auf der 4. UNO-Weltfrauenkonferenz 1995 in Beijing neuerlich bekräftigt 
wurde. Zweitens, Geschlechtergleichstellung wird als Gradmesser für die 
Demokratie und für die Modernisierung eines Staates als zentral erachtet 
(SQUIRES 2007, 1). Drittens, die Gleichstellung von Frauen und Männern ist 
integraler Bestandteil des EU-Primärrechts (Zielvorgabe, Grundprinzip der 
Gemeinschaft), ist im nationalen Recht verankert und soll in alle Politikbe-
reiche im politischen Mehrebenensystem hineingetragen werden (ABELS 
2010, 325; OEDL-WIESER 2011, S. 10ff). Und, Viertens, Geschlechtergleich-
stellung ist wichtig für die ökonomische Effizienz und wird als bedeutender 
Standortfaktor angesehen (LÖFSTRÖM 2009; SQUIRES 2007; EP 2007). 
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Aus diesen rechtlichen, normativen und ökonomischen Gründen kann ge-
schlossen werden, dass die Umsetzung von gender-sensitiver Regionalent-
wicklung ein Qualitätskriterium für die Entwicklung in ländlichen Regionen 
darstellt. Was heißt es nun, „gender-sensitiv“ zu handeln? Hier wird aus einer 
Gender-Perspektive heraus agiert, indem einerseits die bestehenden un-
gleichen Geschlechterverhältnisse und Hierarchien thematisiert werden und 
andererseits aktiv an der Veränderung dieser Verhältnisse gearbeitet wird. 
Ein grundlegendes Ziel von Gleichstellung ist es, die hierarchische Ge-
schlechterordnung in der Gesellschaft aufzuheben und die Selbstbestim-
mung der Frauen zu erhöhen. Die Gleichstellung von Frauen und Männern 
erfordert aber auch eine stärkere gesellschaftliche Anerkennung weiblicher 
Normen und Werte sowie die Auflösung von starren Geschlechternormen. 
Sie geht damit klar über das Konzept der Chancengleichheit hinaus, denn es 
wird auf gesellschaftliche Transformation in Richtung mehr Geschlechter-
demokratie abgezielt (CORDES 2010, S. 713). 
Mit welchen Instrumenten erfolgt nun die Umsetzung von Gleichstellung in 
einer gender-sensitiven Regionalentwicklung? Breite Anwendung findet 
derzeit die gleichstellungspolitische Strategie des Gender Mainstreaming. 
Gleichzeitig sollen aber weiterhin spezifische Maßnahmen für Frauen oder 
für das benachteiligte Geschlecht umgesetzt werden, solange, bis die Dis-
kriminierung aufgehoben ist. Diese Umsetzungspraxis wird in der EU als 
dualer Ansatz bezeichnet (EK 2011, S. 6). Während Gender Mainstreaming 
die unterschiedlichen Lebenssituationen, Bedürfnisse und Interessen von 
Frauen und Männern in allen Politikbereichen systematisch berücksichtigen 
soll, werden Frauen über spezifische Maßnahmen gefördert, die über das 
bloße Unterlassen von Diskriminierung hinausgehen (positive Diskriminie-
rung). Zu diesen Maßnahmen zählen insbesondere Quotenreglungen, die 
befristete Bevorzugung von Frauen, die Initiierung von Mentoring-
Programmen oder die Finanzierung spezifischer Frauenstellen und –
einrichtungen (ROSENBERGER UND SAUER 2004, S. 257). 
Gender Mainstreaming 
Was bedeutet Gender Mainstreaming nun konkret? Dies ist eine gleichstel-
lungspolitische Strategie zur systematischen Berücksichtigung der unter-
schiedlichen Ausgangsbedingungen von Frauen und Männern in allen Poli-
tikbereichen und deren Implementierung. Dadurch sollen bislang ausgeblen-
dete Geschlechterverhältnisse sichtbar gemacht werden und geschlechter-
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bezogene Wirkungen von Politiken und Maßnahmen obligatorische Beach-
tung finden. Nicht erkannte Unterschiede können dazu führen, dass schein-
bar „neutrale“ politische Maßnahmen Frauen und Männer in unterschiedli-
cher Weise beeinflussen oder bestehende Unterschiede sogar noch verstär-
ken (OEDL-WIESER 2010, 208f). Die Geschlechterfrage soll durch die Strate-
gie des Gender Mainstreaming in einem breiteren Rahmen positioniert wer-
den und in vielen Politikfeldern an praktischer Bedeutung gewinnen. 
Zentral dabei ist, dass in regionalen Entwicklungs- und Umsetzungsprozes-
sen die unterschiedlichen Bedürfnisse, Interessen und Ressourcen von 
Frauen und Männern integrativ und systematisch berücksichtigt werden, da 
davon auszugehen ist, dass sich die Lebenswirklichkeiten von Frauen und 
Männern in vielen Bereichen unterscheiden (OEDL-WIESER 2011). Grundle-
gender Ausgangspunkt für Gender Mainstreaming ist somit, dass alle Berei-
che des politischen und administrativen Handelns sowie die fachlich-
inhaltlichen Aspekte von Programmen, Projekten und Maßnahmen gleich-
stellungs- und geschlechterrelevant sind.  
2.   Was bringt eine gender-sensitive Regionalentwicklung? 

Die Gleichstellung von Frauen und Männern wird von AkteurInnen der regio-
nalen Entwicklung primär als soziales Problem und nicht als ökonomisches 
Problem wahrgenommen. Studien haben jedoch aufgezeigt, dass Gleichstel-
lung die Wirtschaftsentwicklung fördert (LÖFSTRÖM 2009; 
SCHRATZENSTALLER 2010, S. 15). Dies drückt sich in einer höheren Frauener-
werbsquote und einer geringeren Einkommensschere aus, lässt sich an einer 
dynamischeren Wirtschaftsentwicklung ablesen und auch das Dienstleis-
tungsangebot ist in diesen Ländern und Regionen weitaus höher entwickelt. 
Eine gezielte Nutzung der in der Region vorhandenen Vielfalt an Potentialen 
und Ressourcen von Frauen und Männern kann also sehr positive Effekte auf 
die Entwicklungs- und Innovationsfähigkeit von ländlichen Regionen haben 
(DAX ET AL. 2009, S. 37). 
Für eine erfolgreiche Regionalentwicklung ist die intensive Befassung mit 
den Lebensbedingungen der Bevölkerung vor Ort in all ihrer Vielschichtig-
keit eine wichtige Voraussetzung. Gezielte Integrationsbemühungen für alle 
sozialen Gruppen (Frauen, Jugendliche, Ältere, Menschen mit Behinderung, 
MigrantInnen) mit ihren unterschiedlichen Bedürfnissen und Interessen und 
die konkrete Auseinandersetzung mit Gleichstellung stellt die Weichen für 
eine gesteigerte Lebensqualität. Dies führt zu deutlich mehr Zufriedenheit 
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und Bürgerinnennähe. Mittelfristig zeigen diese Bemühungen eine Effizienz-
steigerung im regionalen Entwicklungsprozess und eine gesteigerte Akzep-
tanz von regionaler Entwicklungspolitik in der regionalen Bevölkerung. Es 
wird, insgesamt betrachtet, die Legitimität der regionalen Förderprogram-
me erhöht. 
Im Rahmen der Umsetzung einer gender-sensitiven Regionalentwicklung 
werden aber auch Good oder Best Practice Beispiele generiert, die in ande-
ren ländlichen Regionen Anwendung finden oder Impulse liefern können. Ein 
weiterer wichtiger Aspekt ist darin zu sehen, dass traditionelle starre Ge-
schlechterrollen in den ländlichen Regionen reflektiert werden und dadurch 
auch aufgebrochen werden können (AUFHAUSER 2007, S. 3; APPELT ET AL. 
2003, S. 15f). 
Geschlechterspezifische regionale Problemlagen 
Was passiert, wenn das Problem der Geschlechtergleichstellung in den regi-
onalen Entwicklungsprozessen nicht berücksichtigt wird? Grundsätzlich 
muss festgehalten werden, dass die Nichtberücksichtigung von Gleichstel-
lung eine Missachtung von Menschen- und Frauenrechten darstellt. Man 
muss sich bewusst machen, dass neben dieser rechtlichen und normativen 
Argumentation auch wirtschaftliche Gründe eine wesentliche Rolle spielen. 
Wird in regionalen Entwicklungs- und Umsetzungsprozessen nicht gender-
sensitiv gehandelt, so werden die vielfältigen Potentiale und Humanressour-
cen, die in den ländlichen Regionen vorhanden sind, vergeudet und nicht zur 
endogenen regionalen Entwicklung genutzt. 
Darüber hinaus können sich die strukturellen geschlechter-spezifischen 
Disparitäten weiter verstärken, wenn in den Programmen, Maßnahmen und 
Projekten, auch unter Berufung auf ein „gender-neutrales“ Politikfeld, die 
Förderung weiterhin in männerdominierte Branchen und Bereiche fließt. 
Damit wird die selektive Abwanderung von vor allem jungen, gut qualifizier-
ten Frauen beschleunigt, die in der Region keine Beschäftigung finden, was 
schließlich in einem Brain Drain ländlicher Regionen mündet kann. 
Durch die vielerorts vorherrschende Ignoranz der Geschlechterspezifik 
ländlicher Entwicklungsprozesse werden kontinuierlich gesellschaftliche 
Kosten verursacht. Regionalpolitische Interventionen verlieren an Effizienz, 
die demokratische und soziale Akzeptanz von regionalen Förderprogram-
men wird vermindert und damit werden letztlich auch regionale Problemla-
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gen fortgeschrieben (AUFHAUSER ET AL. 2003, S. 115ff; DAMYANOVIC UND 
WOTHA 2010). 
In Hinblick auf die bestehenden gender-spezifischen regionalen Problemla-
gen muss festgestellt werden, dass bislang das Ausmaß und die Varianz von 
regionalen gender-spezifischen Ungleichheiten von regionalpolitischen Ak-
teurInnen vernachlässigt wird. Die unterschiedlichen Lebensumstände von 
Frauen und Männern sind bei ihnen nicht routinemäßig im Blick und solange 
die Benachteiligungsstrukturen nicht sichtbar werden, werden sie auch nicht 
wahrgenommen. Daher gilt es, die großen Lücken bei der regionalen gender-
spezifischen Datenaufbereitung zu schließen und geschlechterspezifische 
Problem- und Bedarfsanalysen auf regionaler Ebene durchzuführen  
(OEDL-WIESER 2011). 
Als gender-spezifische regionale Problemlagen stellen sich vor allem fol-
gende heraus: eine geringere Erwerbsbeteiligung von Frauen, ein wenig aus-
differenziertes Arbeitsplatzangebot, ein niedriges Lohnniveau, eine unglei-
che Verteilung der Versorgungsarbeit, eine unzureichende soziale Infra-
struktur, eine eingeschränkte Mobilität, die Unterrepräsentanz von Frauen 
in lokalen und regionalen Entscheidungsgremien sowie starre traditionelle 
Geschlechterrollenbilder. Um hier eine Besserung zu erreichen, muss die 
Sensibilisierung für die unterschiedlichen Wirkungen von regionaler Ent-
wicklung, regionalen Programmen und Maßnahmen auf Frauen und Männer 
verstärkt werden und der Blick für die Alltagsbedingungen von Frauen und 
Männern sowie für bestehende strukturelle Benachteiligungen bei den regi-
onalpolitischen AkteurInnen geschärft werden. 
3. Wie wird gender-sensitive Regionalentwicklung erfolgreich umgesetzt? 
Die Umsetzung der Gleichstellung von Frauen und Männern mittels der Stra-
tegie des Gender Mainstreaming im Rahmen einer gender-sensitiven Regio-
nalentwicklung erfordert ein klares Commitment der AkteurInnen auf allen 
räumlichen Ebenen. Im Folgenden werden die dafür notwendigen Rahmen-
bedingungen, sowohl in politisch-institutioneller als auch in fachlich-
inhaltlicher Hinsicht, betrachtet. Grundsätzlich muss davon ausgegangen 
werden, dass die Attraktivität von Gleichstellungsthemen für regionale Ak-
teurInnen stark vom politischen Willen und den dafür vorhandenen finanziel-
len Mitteln abhängt (DAX ET AL. 2009, S. 38).  
Ein zentraler Punkt ist, dass die Gleichstellungsziele von den Beteiligten mit 
persönlicher Verantwortung, Kompetenz und Engagement umgesetzt wer-
den sollen. In der politischen Praxis zeigt sich, dass eine erfolgreiche Imple-
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mentierung von Gleichstellungsfragen in der Regionalen und Ländlichen 
Entwicklung sehr stark vom persönlichen Einsatz der Beteiligten abhängt 
(MARCHNER UND PIRCHER 2010; BOCK 2010, S. 7). Wichtig ist dabei, dass eine 
integrative, und nicht nur eine additive, Behandlung des Themas gewährleis-
tet ist, sodass die Ursachen für strukturelle Ungleichheiten zwischen Frauen 
und Männern in ländlichen Regionen analysiert, bewusst reflektiert werden 
und dann entsprechend gender-sensitiv agiert wird (RÖNNBLOM 2005, S. 
173).  
Wie sieht die Umsetzung einer gender-sensitiven Regionalentwicklung nun 
konkret aus? Mittels Gender Mainstreaming soll die Integration von Gleich-
stellung in allen Phasen regionaler Entwicklungsprozesse (Strategie- und 
Programmerstellung, –umsetzung und –evaluierung) stattfinden. Dies äu-
ßert sich einerseits in konkreten gleichstellungspolitischen Zielformulie-
rungen, in frauen- oder gender-spezifischen Aktionsfeldern, in der Generie-
rung von spezifischen Maßnahmen, in der Umsetzung von frauen- und gen-
der-spezifischen Projekten sowie in der Erstellung von gender-sensitiven 
Evaluierungsberichten. Für die Implementierung all dieser Aktivitäten sind 
jedoch ausreichend finanzielle und personelle Ressourcen notwendig. Im 
Folgenden sollen die Rahmenbedingungen dafür detaillierter dargestellt 
werden. 
3.1   Politisch-institutionelle Rahmenbedingungen 

Ein Top-down-Bekenntnis der Führungskräfte und ein gleichstellungspoliti-
sches Engagement von MitarbeiterInnen auf allen Ebenen fördern die Inten-
sität und die Effektivität der Umsetzung von Gender Mainstreaming. Auf-
grund der besonderen Bedingungen für die Integration von Gleichstellung in 
die einzelnen Politikfelder ist es wichtig, dass von den AkteurInnen auch 
politikfeld-spezifische Gleichstellungsziele formuliert werden. Im Falle der 
Regionalen und Ländlichen Entwicklungspolitik erscheint es sinnvoll, dass 
auf allen räumlichen Ebenen – EU-Verordnungen und Durchführungsbe-
stimmungen, nationale Strategiepläne und Rahmenpapiere, Programme 
sowie lokale und regionale Entwicklungsstrategien – spezifische Gleichstel-
lungsziele formuliert werden. Es gilt in weiterer Folge, spezifische pro-
aktive Maßnahmen für Frauen oder für das benachteiligte Geschlecht zu 
formulieren, falls die allgemeinen Maßnahmen keinen oder zu wenig Spiel-
raum für gender-sensitive Aktivitäten zulassen. Wichtig ist es auch, eine 
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kontinuierliche Begleitung und Bewertung der Umsetzung von Gender 
Mainstreaming mittels Controlling und regelmäßiger Berichterstattung 
einzuführen und zu gewährleisten, dass die Fortschritte in Hinblick auf die 
Gleichstellung von Frauen und Männern sichtbar werden (OEDL-WIESER 
2011, S. 31ff; BOCK 2010, S. 7). 
Wie Ergebnisse aus Österreich zeigen, sind bei den Verantwortlichen für die 
Implementierung der Strukturfondsprogramme und Ländliche Entwick-
lungsprogramme auf Bundesländerebene, Genderkompetenz und ein Com-
mitment in Hinblick auf Geschlechtergleichstellung nur in sehr geringem 
Ausmaß vorhanden. Dies trifft ebenfalls für viele regionale AkteurInnen zu. 
Auch ist das Wissen um die gleichstellungspolitische Strategie Gender 
Mainstreaming nur ansatzweise gegeben (MARCHNER UND PIRCHER 2010; 
OEDL-WIESER 2012, S. 214). Aus Gender-Perspektive stellt sich die Frage, ob 
hier überhaupt die Bereitschaft besteht, sich mit der Thematik zu befassen. 
Eine positive Einstellung sowie erfolgreiche Umsetzungsbeispiele können 
dazu beitragen, dass es mittelfristig zu einem institutionellen Lernen im 
Bereich der Gleichstellung in der Regionalen und Ländlichen Entwicklung 
kommen kann. Der Austausch und die Übertragung von bewährten politi-
schen Maßnahmen, Pilotprojekten und Ideen zwischen den Bundesländern 
sowie von der lokalen Ebene zur regionalen oder Bundesländerebene sollte 
zukünftig ein fixer Bestandteil regionaler Entwicklungsprozesse sein 
(ALONSO 2013). 
3.2   Fachlich-inhaltliche Rahmenbedingungen 

Ein wichtiger Schritt bei der fachlich-inhaltlichen Behandlung des Themas 
Gleichstellung von Frauen und Männern ist, dass von der bisher üblichen 
Defizitorientierung abgegangen wird und man sich in Richtung einer Poten-
tialorientierung hin bewegt. Die Vielfalt der vorhandenen Potentiale von 
Frauen in ländlichen Regionen – vor allem auch von den gut Qualifizierten – 
sollen erkannt und gefördert werden. Des Weiteren ist es wichtig, durch 
Maßnahmen den Aufbau unterstützender Strukturen für Geschlech-
tergleichstellung zu fördern wie z.B. Netzwerke, Community of Practice, 
RegionalmanagerIn für Chancengleichheit, etc. Ein weiterer wichtiger Punkt 
ist, dass ein breiter, öffentlicher und politischer Diskurs über die Gleichstel-
lung von Frauen und Männern in der regionalen Entwicklung initiiert wird 
(OEDL-WIESER 2011, 35f). Dies kann durch eine zielgerichtete Öffentlich-
keitsarbeit geschehen, aber auch durch Kommunikation von Gleichstellung 
als ökonomisches Thema in der regionalen und lokalen Öffentlichkeit.  
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Aufgrund der zunehmenden Wahrnehmung dieser Problematik richtete der 
Begleitausschuss des Österreichischen Programmes für die Ländliche Ent-
wicklung (2007-13) im Jahr 2010 eine Arbeitsgruppe zum Thema Chancen-
gleichheit ein, in der eine breite Palette an Vorschlägen für eine stärkere 
Verankerung dieses Querschnittsthemas erarbeitet wurde: Gender-
Trainings für VertreterInnen der Förderstellen, Ausschreibung eines Chan-
cengleichheitspreises, Weiterbildung für Frauen im Bereich Regionalent-
wicklung vor allem in Hinblick auf die Gremienarbeit sowie Beratungsange-
bote für die LAGs zur Stärkung zur Integration des Themas Chancengleich-
heit von Frauen und Jugendliche in die Lokale Entwicklungsstrategien 
(NETZWERK LAND UND ÖAR 2010). 
Wie die Ergebnisse einer der EU-weiten Studie „Beschäftigung, Wachstum 
und Innovation im Ländlichen Raum“ zeigen, findet Gleichstellung von Frau-
en und Männern trotz der rechtlichen Verpflichtung kaum Niederschlag in 
den Programmen für die Ländliche Entwicklung in den EU-Mitgliedsstaaten 
(ECORYS 2010). Es wurde festgestellt, dass es in einigen Mitgliedstaaten 
vereinzelt Maßnahmen zur Bevorzugung von Frauenprojekten oder bei Un-
ternehmensgründungen von Frauen gab. Darüber hinaus ist in einigen EU-
Mitgliedstaaten die Förderung von wirtschaftlichen Kooperationen von 
Frauen vorgesehen wie etwa in Bulgarien, Estland, Spanien, Slowenien, 
Deutschland (Baden-Württemberg). Einzig in Schweden wird ausführlicher 
dargestellt, durch welche Maßnahmen Frauen als spezifische Gruppe ange-
sprochen werden und im Sinne der positiven Diskriminierung bevorzugt be-
handelt werden können. 
3.3 Kritik an der geschlechterpolitischen Strategie des Gender  
            Mainstreaming 
Die Einschätzungen über die politischen Wirkungsmöglichkeiten der gleich-
stellungspolitischen Strategie des Gender Mainstreaming gehen zum Teil 
sehr weit auseinander. Während die BefürworterInnen Gender 
Mainstreaming als eine effektive Strategie zur Weiterentwicklung der 
Gleichstellungspolitik in der EU sehen, bemängeln KritikerInnen vor allem, 
dass es keine klaren Formulierungen hinsichtlich eines gleichstellungspoliti-
schen Ziels gibt und Gender Mainstreaming ein sehr vage ausformuliertes 
Politikinstrument darstellt, das in allen politischen Bereichen angewendet 
werden soll (KAHLERT 2008; WÖHL 2007; PRÜGL 2010). Die EU hat zwar die 
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Weichen für ein fortschrittliches Geschlechterregime gestellt, die Umset-
zung liegt jedoch in den Händen der EU-Mitgliedstaaten. Wird Gender 
Mainstreaming als transformative Strategie angesehen, so zielt sie nicht nur 
auf eine Transformation der Politikinhalte sondern auch auf jene der institu-
tionellen Strukturen und Kulturen sowie des Rollenverhaltens von Frauen 
und Männern ab. Das Ziel der Gleichstellung nimmt dadurch auch im Rahmen 
des politischen Agenda Setting eine wichtige Rolle ein (REES 2005; BOOTH 
UND BENNETT 2002; LOMBARDO UND MEIER 2006). 
Dieser Weg der Umsetzung ist sehr fordernd und viele Studien haben ge-
zeigt, dass in der politischen Praxis, falls es zur Anwendung von Gender 
Mainstreaming kommt, eher die integrative Strategie gewählt wird, d.h. dass 
Gleichstellungsfragen in bestehende Politiken integriert werden und den 
allgemeinen politischen Zielen untergeordnet werden (REES 2005; KANTOLA 
2010). Besorgniserregend ist allerdings, dass es in vielen EU-
Mitgliedsstaaten im Zuge der Umsetzung von Gender Mainstreaming sogar 
zum Abbau von frauenspezifischen Förderungen gekommen ist, mit der Be-
gründung, dass diese neue geschlechterpolitische Strategie die Frauenför-
derung überflüssig macht (SAUER 2010; STRATIGAKI 2005). 
4.   Praxisbeispiele einer gender-sensitiven Regionalentwicklung 

Mittels ausgewählter gender-sensitiver Praxisbeispiele aus Österreich soll 
nun die konkrete Umsetzungsebene von Geschlechtergleichstellung in der 
Regionalen und Ländlichen Entwicklung angesprochen werden. Die vorge-
stellten Projekte wurden im Rahmen des „Chancengleichheitspreises des 
Österreichischen Programmes für die Ländliche Entwicklung“ ausgezeichnet 
(NETZWERK LAND 2013). Generell ist festzustellen, dass viele der frauen- und 
gender-spezifischen Projekte im (Erwachsenen-)Bildungsbereich angesie-
delt sind, sich mit der Integration von Frauen in den regionalen Arbeitsmarkt 
befassen, die Vernetzung von Frauen im ländlichen Raum initiieren oder 
Unternehmensgründungen fördern. 
Chancengleichheit im ländlichen Raum 
Mit dem Projekt „Chancengleichheit im ländlichen Raum“, das von der Frau-
enberatungsstelle „KoKon – Beratung und Bildung für Frauen“ im Jahr 2011 
im Salzburger Pongau und Lungau gestartet wurde, soll die Mitwirkung von 
Frauen in der Regionalentwicklung langfristig gestärkt werden. Es werden 
vier Module angeboten: Mentoring, Aktive Frauen im ländlichen Raum, Social 
Web und ein Tschänder-Kabarett. Im Rahmen des Moduls „Mentoring“ geben 
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erfahrene Politikerinnen ihre Erfahrungen an Frauen weiter, die neu in die 
Politik eingestiegen sind oder vorhaben, sich politisch stärker einzubringen. 
Das Modul „Aktive Frauen“ startete mit der Durchführung von Interviews 
mit bereits erfahrenen Gemeindevertreterinnen und einer Veranstaltung, 
auf welcher sich erfahrene und junge Lokalpolitikerinnen austauschen konn-
ten. Es wurden mehrere fachspezifische Workshops zum Thema „Frauen in 
der Politik“ und ein Treffen mit der österreichischen Frauenministerin 
durchgeführt. Im Modul „Social Web“ fanden unter dem Titel „bridging the 
gender & generation gap“ mehrere Workshops in Schulen statt, in denen 
jugendliche „Digital natives“ Frauen mit über 40 Jahren die Welt der digita-
len Medien und des Web 2.0 näherbrachten. Das Ziel des Moduls „Tschänder-
Kabarett“ ist es, ein ernstes Thema auf humorvolle Art und Weise zu bear-
beiten und damit neue Zielgruppen für das Thema Chancengleichheit von 
Frauen und Männern zu gewinnen. 
REWITEG 
Als Trägerinnen des Projektes „Regionale Wirtschaft, Technik und Gesund-
heit“ (REWITEG) fungieren die Leader-Region Nationalpark Kalkalpen und 
die Frauenstiftung Steyr. Mit REWITEG sollen die Chancen von Frauen am 
Arbeitsmarkt durch bildungs- und arbeitsmarktpolitische Maßnahmen sowie 
zielgruppengerechte Angebote verbessert werden. Es wurden Maßnahmen 
entwickelt, die in der Praxis erprobt und nachhaltig in der Region verankert 
wurden. Folgende Maßnahmen wurden umgesetzt: mobile Bildungsberatung 
und Weiterbildungsangebote für Frauen, Weiterbildung vor Ort, Info-
Workshops für Gesundheits- und Pflegeberufe aufgrund des hohen regiona-
ler Bedarfs an Arbeitskräften in diesem Sektor, regionales Beratungsange-
bot zum Thema Frauen & Technik sowie Planung und Gründung eines Regio-
nalen Frauenberufszentrums. Bei der Entwicklung dieser Maßnahmen wurde 
eng mit der Zielgruppe Frauen vor Ort, der regionalen Wirtschaft und den 
teilnehmenden Gemeinden kooperiert. 
ImpulsFRAUEN 
Der Verein Impulsfrauen wurde in den Leader-Regionen Sauwald und 
Pramtal gegründet. Nach dem Besuch eines Workshops zum Thema Chan-
cengleichheit, der von den beiden Leader-Regionen in Kooperation mit 
Netzwerk Land durchgeführt wurde, wurden die Weichen zur Vereinsgrün-
dung gelegt. Ziel des Vereins ist der Aufbau eines überregionalen Frauen-
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netzwerks, welches regelmäßige Veranstaltungen und Workshops anbietet, 
einen Newsletter herausgibt, eine eigene Website betreibt und eine profes-
sionelle und bezahlte Anlaufstelle für Frauen anbietet. Die Themen, die be-
handelt werden, sind breit gefächert: Bewusstseinsbildung zur Stärkung des 
Frauenbildes in der Gesellschaft, Stärkung der Frau, Chancengleichheit, 
Vernetzung, Fortbildung und die Durchführung von Aktionstagen und Aktivi-
täten (Regionalitäts- und Frauenarbeitskräftemesse). Weitere Schwer-
punktthemen sind regionaler Einkauf und Nahversorgung, gemeindeüber-
greifende Kinderbetreuung und aktives Zugehen auf junge Menschen und 
MigrantInnen. 
Nüsse knacken, Früchte ernten 
Der Politiklehrgang „Nüsse knacken, Früchte ernten“ wurde 2012 von acht 
Tiroler Leader-Regionen in Zusammenarbeit mit dem Frauenreferat des 
Landes Tirol durchgeführt. Zielgruppe waren Frauen, die bereits in Gemein-
den, Parteien, Kammern, Initiativgruppen, in der Regionalentwicklung oder 
anderen öffentlichen Gremien und Institutionen aktiv sind oder werden wol-
len. Im Rahmen dieses Politiklehrganges wurde ein Angebot aus Fachwissen, 
Praxisbezug und Persönlichkeitsbildung vermittelt. Rund ein Drittel der 
Teilnehmerinnen kandidierte nach dem Lehrgang für ein politisches Amt, 
weitere 10 Prozent gaben in einer Befragung an, dass sie noch die Absicht 
dazu hätten. 38 Prozent der Absolventinnen nahmen eine ehrenamtliche 
Tätigkeit auf. Der Politiklehrgang hat zudem maßgeblich dazu beigetragen, 
dass sich engagierte Frauen überregional vernetzt haben und durch beglei-
tende Öffentlichkeitsarbeit das Engagement von Frauen in der kommunalen 
und regionalen Entwicklung stärker sichtbar und wahrgenommen wurde. Der 
Tiroler Lehrgang ‚Nüsse knacken, Früchte ernten‘ findet seit 2001 jährlich 
statt. Insgesamt haben bisher 230 Frauen den Lehrgang absolviert. 
5. Handlungsempfehlungen für eine gender-sensitive Regionalentwicklung 

Die folgenden Handlungsempfehlungen beziehen sich auf die Umsetzung 
einer gender-sensitiven Regionalentwicklung im Rahmen von EU Struk-
turfondsprogrammen und Ländlichen Entwicklungsprogrammen. Dabei wird 
im Speziellen auf die unterschiedlichen Handlungserfordernisse im politi-
schen Mehrebenensystem (EU, national, regional) eingegangen und es wer-
den Aspekte der Planung und Umsetzung angesprochen. 
Da Gender Mainstreaming eine Strategie ist, die bei der Umsetzung auf eine 
starke Unterstützung der Führungsebene – top down – angewiesen ist, kann 
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dies auch auf das politische Mehrebenensystem übertragen werden. Je grö-
ßer der Druck von Seiten der EU-Kommission ist, desto besser stehen die 
Chancen, dass es auch zu einer Umsetzung von Geschlechtergleichstellung in 
den EU-Mitgliedstaaten kommt. Ist die Verpflichtung zur Umsetzung von 
Gleichstellung in wichtigen Dokumenten und Verordnungen zur Regionalen 
und Ländlichen Entwicklung der EU niedergeschrieben, so kann dies auch 
von AkteurInnen (Sozialpartner, Zivilgesellschaft, u.a. Frauengruppen) ein-
gefordert werden – bis hin zu positiver Diskriminierung für das benachteilig-
te Geschlecht im Rahmen der Maßnahmengestaltung von Programmen. Je 
besser das vorhandene Gender-Wissen genutzt wird, desto effizienter und 
zielgerichteter kann auch die regionale Entwicklung gestaltet werden. 
Für eine effektive Umsetzung von gender-sensitiver Regionalentwicklung 
auf nationaler Ebene sind einerseits klare Zielformulierungen notwendig, 
deren Einhaltung in gewissen Abständen einer Prüfung unterzogen werden 
sollen. Andererseits ist eine offensive Kommunikation der Notwendigkeit 
einer systematischen Implementierung von Gleichstellung durch Gender 
Mainstreaming an die Bundesländerverwaltungen sehr bedeutend. Nur auf 
diesem Wege kann die Sensibilität und Kompetenz dafür erhöht werden. Des 
Weiteren sollte danach getrachtet werden, dass die vorhandene Gender-
Expertise von ExpertInnen und Fraueninitiativen in den Regionen genutzt 
wird und dass die fachspezifischen Gremien geschlechteradäquat besetzt 
werden. 
Sehr wichtig sind in weiterer Folge der gegenseitige Austausch und die Ab-
stimmung zwischen den Verwaltungsbehörden (Ministerien bzw. Abteilun-
gen für Regionalpolitik, Ländliche Entwicklung, Gleichstellung, Jugend, Ge-
nerationen) – sowohl national als auch auf Bundesländerebene – im Sinne 
einer integrativen Behandlung des Themas und um dem Querschnittscharak-
ter der Gleichstellung von Frauen und Männern gerecht zu werden. Auf loka-
ler und regionaler Ebene sollten regionale AkteurInnen hinsichtlich der Be-
wusstseinsbildung für mehr Geschlechtergleichstellung im Rahmen der Er-
stellung von Lokalen Entwicklungsstrategien und der Umsetzung von Pro-
jekten unterstützt werden. Diese Prozesse können nur durch einen mehrstu-
figen Instrumentenmix umgesetzt und beschleunigt werden wie beispiels-
weise Qualifizierung hinsichtlich Genderkompetenz, Kommunikation des 
Themas nach innen und nach außen, Aufbau von Gender-Expertise durch 
Forschungsförderung, Wettbewerbe, Good-/ Bad-Practice-Beispiele, Auf-
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bau einer Community of Practice oder der Förderung von Frauennetzwerken 
in ländlichen Regionen. 
Nur eine integrative Behandlung des Themas gewährleistet auch, dass die 
Ursachen für die strukturellen Ungleichheiten zwischen Frauen und Männern 
in ländlichen Regionen analysiert und bewusst reflektiert werden. In weite-
rer Folge muss demnach auch aktiv an der Beseitigung dieser Ursachen in 
Form von Maßnahmen- und Projektformulierungen gearbeitet werden. Für 
eine gender-sensitive Regionalentwicklung wird es in Zukunft unerlässlich 
sein, die unterschiedlichen Lebensverhältnisse von Frauen und Männern in 
ländlichen Regionen besser sichtbar zu machen. So fehlt es bislang weitge-
hend an geschlechter-disaggregierten regionalen Datenbasen und Daten-
pools. Ein weiteres wichtiges Instrument wäre auch das Zusammenführen 
von ExpertInnenwissen zu Gleichstellung und Gender Mainstreaming im 
Bereich der Regionalen und Ländlichen Entwicklungspolitik durch eine ver-
mehrte Vergabe von Forschungsaufträgen zu dieser komplexen Quer-
schnittsthematik. 
6.   Resümee 

Regionale Entwicklungspolitik und Gleichstellungspolitik verbindet das Ziel, 
dass sie die Lebens- und Aufenthaltsqualität von Frauen und Männern in 
ländlichen Regionen verbessern wollen. Das Zusammenwirken dieser beiden 
Politikfelder in Form einer gender-sensitiven Regionalentwicklung gestaltet 
sich vielerorts schwierig und der immanente Transformationscharakter von 
Geschlechtergleichstellung kann sich nicht entfalten. Vielmehr werden be-
stehende gesellschaftliche Verhältnisse aufrechterhalten und das Thema 
als randständig behandelt. Um die Gleichstellung stärker zu verankern, 
braucht es Verantwortungsbewusstsein auf allen Ebenen von Politik und 
Verwaltung. 
Angesichts der benachteiligten Situation von Frauen in vielen ländlichen 
Regionen ist es zentral, dass es zukünftig klar definierte Budgetansätze für 
Gleichstellung in Strukturfondsprogrammen und Ländlichen Entwicklungs-
programmen gibt. Dies erfordert eine Änderung der strategischen Ausrich-
tung dieser Programme. Auch wenn Frauen bzw. dem benachteiligten Ge-
schlecht die „normalen“ Fördermöglichkeiten offen stehen, so erscheint ein 
pro-aktives Handeln in Form „eigener Förderschienen“ etwa im Bereich der 
Bildung, von Vernetzungsstrukturen, von Unternehmensgründungen sowie 
Unterstützungsstrukturen für die Projektgenerierung sinnvoll. Dies ent-
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spricht dem dualen Ansatz der EU, wonach Gender Mainstreaming und spezi-
fische Fördermaßnahmen umgesetzt werden sollen. 
Die gleichstellungspolitische Strategie Gender Mainstreaming kann bisher 
nicht erschlossene Potentiale in den Regionen frei setzen, indem neue Ak-
teurInnen angesprochen werden und vorhandene Kräfte sowie finanzielle 
Mittel auf innovative Weise gebündelt werden. Dadurch können traditionelle 
Strukturen aufgebrochen und die sozialen Spielräume erweitert werden. 
Eine gender-sensitive Regionalentwicklung soll strukturelle Veränderungen 
in den „alten“ traditionellen Strukturen sowie in den „neuen“ intermediären 
Institutionen vorantreiben, damit sich die lokale und regionale Vielfalt der 
AkteurInnen in diesen Gremien widerspiegelt. Hierbei muss auch die Diskus-
sion über Quoten für Frauen ernsthaft geführt werden. Frauen haben ganz 
bestimmte Vorstellungen von Gremienarbeit und diese stimmen in vielen 
Fällen nicht mit dem bestehenden Politikstil überein. Sie sind aufgrund ihrer 
alltäglichen Arbeitsbelastungen durch Familie, Beruf und Ehrenamt darauf 
angewiesen, zeiteffizient und ergebnisorientiert zu arbeiten. Diese Erfor-
dernisse finden sie in den bestehenden Strukturen oftmals nicht erfüllt. 
Auch wirken die ungleiche Machtverteilung, die formalen Regeln der Zu-
sammenarbeit, die professionelle verwaltungstechnische Sprache sowie die 
Diskussionskultur vielfach abschreckend auf sie. 
Um die Frauen „vermehrt ins Boot zu holen“, wäre es notwendig, die vorhan-
dene Gender-Expertise in den ländlichen Regionen „abzuholen“, Raum für 
Diskussionen und eine konstruktive Konfliktkultur zu schaffen. Es gibt viele 
frauenspezifische Initiativen, Organisationen und Netzwerke, die als kompe-
tente Partnerinnen im regionalen Entwicklungsprozess zur Verfügung ste-
hen. Nur müssen sie auch als solche wertgeschätzt und bewusst zur Mitar-
beit eingeladen werden. Sie verfügen über vielfältige Erfahrungen bei der 
Umsetzung von maßgeschneiderten Projekten für Frauen in den Regionen, 
ihre personellen und finanziellen Ressourcen sind jedoch sehr begrenzt. Es 
wäre sehr hilfreich, wenn Gelder aus der Technischen Hilfe von Struk-
turfondsprogrammen oder Ländlichen Entwicklungsprogrammen für die 
Abgeltung der Leistungen von zivilgesellschaftlichen Organisationen ver-
wendet werden könnten. Die Gleichstellung von Frauen und Männern darf 
nicht als Endnote in regionalen Programmen verkümmern oder nur als reine 
Programmrhetorik fungieren, sondern sie muss zukünftig, auch aus der Sicht 
einer ökonomischen Notwendigkeit heraus, integrativ von der Planung über 
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die Umsetzung bis hin zur Evaluierung in Strukturfondsprogramme und länd-
liche Entwicklungsprogramme umgesetzt werden.  
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Präsentation zum Vortrag von Dr. Oedl-Wieser 
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Regionaler  Kommentar zum Vortrag „Gender-sensitive Regional-
entwicklung – Situation im Oldenburger Münsterland“ 

Annette Heseding, Agentur für Arbeit Vechta 

Der Zuständigkeitsbereich der Agentur für Arbeit Vechta umfasst das 
Oldenburger Münsterland mit den Landkreisen Vechta und Cloppenburg. Es 
handelt sich um einen ländlichen Agenturbezirk mit niedriger Arbeitslosig-
keit (aktuelle durchschnittliche Arbeitslosenquote beträgt 4,6 % gegenüber 
6,8 % im Bundesdurchschnitt) und hoher saisonaler Dynamik – vergleichbar 
mit Regionen in Bayern. Die Gesamtbeschäftigungsquote liegt mit 55,2 % 
weit über dem Bundesdurchschnitt (52,9 %). Bei der Beschäftigungsquote 
der Frauen zeigt sich aber trotz Anstieg in den letzten Jahren immer noch ein 
gegenteiliges Bild (Steigerung seit 2006 von rd. 39 % auf 46,6 % gegenüber 
49,4 % im Bund). 
Als genderspezifische Problemlagen im Oldenburger Münsterland möchte 
ich die geringe Erwerbsbeteiligung von Frauen hervorheben. Ursachen hier-
für sind zum einen im Berufswahlverhalten zu finden, da ca. 60 % der Frauen 
sich auf 10 Berufsfelder einschränken. Als Folge besteht vor allem im Ver-
kaufs- und Bürobereich ein Überangebot an Arbeitskräften, die am Arbeits-
markt nicht entsprechend nachgefragt werden. Arbeitskräfte werden aber 
gesucht in Berufsbereichen, die bei Frauen nicht unbedingt favorisiert sind 
(Handwerk, Metall und Kunststoff sowie Logistik und Pflege). Häufig werden 
Arbeitsplätze im Teilzeitbereich mit starren Arbeitszeitvorgaben (8.00 – 
12.00 Uhr) gewünscht, aber in Vollzeit, vollzeitnaher Teilzeit oder flexibler 
Teilzeit angeboten. Hieraus resultiert m.E. die hohe Zahl an Arbeitnehmerin-
nen in prekären Arbeitsverhältnissen (Oldenburger Münsterland liegt hier 
über dem Bundesdurchschnitt). Als weitere Problemlage ist die einge-
schränkte Mobilität zu sehen. Es gibt nur unzureichende bis gar keine öffent-
liche Verkehrsanbindungen und das einzige Familienauto wird meistens vom 
Ehemann für den Arbeitsweg genutzt. Starre  Geschlechterrollenbilder, nach 
denen der Ehemann der Ernährer der Familie und damit für deren finanzielle 
Sicherheit zuständig ist und die Ehefrau als Hausfrau und Mutter gesehen 
wird mit der alleinigen Verantwortung für Kinderbetreuung und Pflege, ha-
ben noch eine große Bedeutung. Das Oldenburger Münsterland ist eine sehr 
geburtenstarke Region. Dem gegenüber stehen immer noch unzureichende 
Kinderbetreuungsmöglichkeiten. Es hat hier in den vergangenen Jahren eine 
deutliche Verbesserung stattgefunden. Trotzdem sind beispielsweise Ar-
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beitszeiten in Schicht, zu Randzeiten und Betreuungsmöglichkeiten für Kin-
der unter 3 Jahren noch immer problematisch.  
Deutschland, aber auch dem Oldenburger Münsterland steht ein großer 
Fachkräftebedarf ins Haus. Deshalb ist es besonders wichtig, dass sich alle 
Beteiligten mit dem intelligenten Wiedereinstieg nach der Elternzeit be-
schäftigen. Bisher mangelt es hier aber noch an unterstützenden Strukturen. 
Betriebe sind wenig am Erhalt der Arbeitskraft interessiert mit der Folge, 
dass nach Ablauf der Elternzeit in den meisten Fällen das Arbeitsverhältnis 
beendet wird. Auch während der Elternzeit erfolgt keine Bindung an den 
Betrieb (z.B. Informationen über den Betrieb, Beteiligung an Schulungen, 
Urlaubsvertretungen, familienbewusste Personalpolitik) und  zeitnahe Wie-
dereinstiege werden kaum realisiert. Frauen scheiden im Bezirk der Agentur 
für Arbeit Vechta häufig 10 Jahre und länger, mindestens aber 5-6 Jahre aus 
dem Erwerbsleben aus und widmen sich ausschließlich der Kinderbetreuung. 
Als Folge veralten beispielsweise berufliche Kenntnisse. Ich gelte heute auf 
dem Arbeitsmarkt als wieder ungelernt, wenn ich 4 Jahre nicht berufsadä-
quat eingesetzt war (z.B. aufgrund Kinderbetreuung). Insgesamt gibt es noch 
viele Vorurteile und Hemmnisse, die es abzubauen gilt bei gleichzeitiger 
Sensibilisierung aller Beteiligten.  
Es wurden bereits zahlreiche Ansätze und Maßnahmen zur Optimierung der 
Situation im Oldenburger Münsterland ergriffen. So gibt es einen Arbeits-
kreis „Fachkräftebedarf“, an dem kommunale Vertreter, die Agentur für 
Arbeit Vechta und Arbeitgeber beteiligt sind. Die Agentur für Arbeit bietet 
Arbeitgeberberatung zu familienfreundlicher Personalpolitik und für kleine 
und mittelständische Unternehmen Qualifizierungsberatung an. Berufsrück-
kehrende und Wiedereinsteiger/innen werden bei der Rückkehr ins Erwerbs-
leben unterstützt (Fraueninformationstag, spezielle Qualifizierungen und 
Beratung, Anpassungsqualifizierung usw.).   
Dieser Kommentar ist nur ein kleiner Exkurs in die Problematik und deren 
mögliche Lösungsansätze und erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit.  
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Präsentation zum Regionalen Kommentar von Frau Heseding 
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Agenda-Tagung 2013: Forschungs- und praxisleitende Dimensionen 
und Problemkreise 

PD Dr. Karl Martin Born, Universität Vechta 

Die Beiträge zur Tagung „Agenda für eine nachhaltige Entwicklung agrari-
scher Intensivgebiete“ widmen sich der Thematik aus jeweils zwei unter-
schiedlichen Perspektiven: Diskurse auf globaler und nationaler Ebene wur-
den jeweils durch regionale Beiträge räumlich und thematisch spezifiziert; 
schon diese Struktur spiegelt als Mehrebenen- und –themensystem wesent-
liche Eigenschaften des Nachhaltigkeitskonzeptes wider. 
Zusammenfassend und ausblickend sind demnach drei Fragestellungen er-
kennbar: Welche forschungs- und praxisleitenden Dimensionen und Prob-
lemkreise ergeben sich aus den Vorträgen? Daraus abgeleitet lassen sich 
Überlegungen anstellen, welche Elemente eine Nachhaltigkeitsagenda auf-
weisen sollte. Abschließend können Implementationsschritte formuliert 
werden. 
A. Nachhaltigkeit in agrarischen Intensivgebieten – Drei forschungs- und 

praxisleitende Dimensionen und Problemkreise 
Agrarische Nutzungssysteme verdeutlichen durch den intensiven Ressour-
cenbezug exemplarisch die Kerninhalte der Nachhaltigkeitsdiskurse, da 
gerade hier sowohl Ressourcen direkt genutzt als auch indirekt andere Res-
sourcen beeinträchtigt werden. Gleichzeitig handelt sich bei der Landwirt-
schaft um einen Wirtschaftsbereich, der per se durch diesen Ressourcenbe-
zug und die langfristige Perspektive der Unternehmen als nachhaltig wahr-
genommen wird. Diese Wahrnehmung speist sich zum einen aus dem Traditi-
onsbewusstsein der Landwirte, deren Unternehmen seit mehreren Generati-
onen mehr oder weniger erfolgreich bestehen, und zum anderen aus der öf-
fentlichen Wahrnehmung der Produktion von Nahrungsmitteln im Einklang 
mit der Natur. Obgleich unstrittig ist, dass dieses Paradigma schon in histo-
rischer Perspektive unzutreffend war, geraten gerade in agrarischen Inten-
sivgebieten Fragen der Nachhaltigkeit besonders in den Fokus; ein Grund für 
diese besondere Aufmerksamkeit liegt sicherlich darin, dass in den agrari-
schen Intensivgebieten neben der Produktion von Nahrungsmitteln auch die 
damit verbundenen vor- und nachgelagerten Branchen konzentriert sind. 
Damit verbinden sich drei forschungs- und praxisleitende Dimensionen und 
Problemkreise. 
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a. Nicht abgeschlossener Definitions- und Konkretisierungsprozess 
Die drei Dimensionen der Nachhaltigkeit – ökologische, ökonomische und 
soziale Nachhaltigkeit – stehen weiterhin gerade in Diskursen landwirt-
schaftlicher Produktion in einem intensiven Spannungsverhältnis, das bis-
lang noch nicht präzise definiert wurde. Die Ausprägung dieses Spannungs-
verhältnisses unterliegt hierbei den besonderen Anforderungen eines Pro-
duktionsbereiches, der im Hinblick auf die Schonung von Ressourcen, die 
Erzeugung erschwinglicher Grundnahrungsmittel und der Sicherung des 
ältesten Berufszweiges der Welt wahrhaft grundlegend ist; hierzu liegen 
keine überzeugenden Lösungen vor. 
Stattdessen prägen zusätzliche spezifische Perspektiven die Diskussion; 
diese Perspektiven sind überwiegend dimensionenübergreifend: Aspekte 
der Kapitalisierung und Monetarisierung von Unternehmen werden nun nicht 
mehr ausschließlich als ökonomische Herausforderung begriffen, sondern 
vielmehr auch in ihrer sozialen Wirksamkeit als eine Komponente zum Errei-
chen sozialer Gerechtigkeit auf nationaler und globaler Ebene erkannt. 
Neben diesen eher als multidimensional einzuschätzenden Perspektiven 
lassen sich aber auch neue Diskurse mit Nachhaltigkeitsbezug identifizieren. 
Hierzu zählen zunächst Überlegungen aus der Friedensforschung, in denen 
kriegerische Auseinandersetzungen ursächlich mit Ressourcenvorkommen 
und sozialer Ungleichheit in Verbindung gebracht werden. Allerdings liegen 
hier keine normativen Differenzierungen zwischen Konflikten um Luxuspro-
dukte wie Edelsteine, seltene Erden etc. und landwirtschaftlicher Nutzfläche 
vor: Zweifellos führt die Ausbeutung von Bodenschätzen zu einer Realloka-
tion von Reichtum in den Händen weniger Menschen, während die Inbesitz-
nahme landwirtschaftlicher Flächen in der Form des Land Grabbing häufig 
mit Enteignungen, Vertreibungen oder Schuldknechtschaft verbunden ist. 
Einen deutlichen Bezug zu agrarischen Intensivgebieten weisen die während 
der Tagung aufgeworfenen Debatten um Armut, Gendergerechtigkeit und 
multiresistente Keime auf: Obgleich sie primär einer der drei Dimensionen 
zugeordnet werden können, verweisen sie auf einer zweiten Ebene auf eine 
ethische Dimension von Nachhaltigkeit, die u.a. die Übernahme von Verant-
wortung auf der Basis moralischer Standards – auch wenn diese noch zu 
definieren sind – postulieren. Gerade Fragen der ethischen Verantwortung 
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hinsichtlich prekärer und einer Ausbeutung unprivilegierter Menschen äh-
nelnden Arbeitsverhältnisse oder des Aufkommens multiresistenter Keime 
in Zusammenhang mit einem vergleichsweise hohen Verbrauch an Antibioti-
ka in der Tierhaltung werden hier angeführt. Aus beiden geschilderten As-
pekten wird deutlich, dass sich gerade für die Herausforderungen agrari-
scher Intensivgebiete der Begriff der Nachhaltigkeit noch in einem Definiti-
ons- und Konkretisierungsprozess befindet. 

b. Raum-zeitliche Perspektive als quasi konstituierendes Element von 
Nachhaltigkeit 

Zu den konstituierenden Elementen von Nachhaltigkeit zählt die Beachtung 
der raum-zeitlichen Perspektive jeglicher Entwicklung. Dieser ursprüngliche 
Rekurs auf die Handlungsfähigkeit zukünftiger Generationen eröffnet nun 
zahlreiche Bezüge zu gegenwärtigen Deutungsmustern regionaler Entwick-
lung. 
Die Intensivierung landwirtschaftlicher Produktionsmethoden und die damit 
verbundene Gestaltung vor- und nachgelagerter Wirtschaftsbereiche kön-
nen als Entwicklungspfad interpretiert werden, der durch Selbstvergewisse-
rungs- und institutionelle Lock-In-Mechanismen in seine spezifische Rich-
tung gestaltet wurde; alternativ kann man diesen Prozess aber auch so le-
sen, dass mögliche Verästelungen und Richtungswechsel nicht eingeschla-
gen wurden. Eine Verbesserung der Nachhaltigkeit ist sicherlich nur mit 
einer Lockerung der o.g. Mechanismen und einer damit verbundenen Reduk-
tion der Pfadabhängigkeit möglich. 
Den jeweiligen Akteuren ist demnach also mehr Entscheidungs- und Hand-
lungsspielraum einzuräumen. 
Die Institutionenökonomie bietet hierbei drei alternative Überlegungen an: 
Ein Systembruch beinhaltet die radikale Umgestaltung und Neuausrichtung 
des Systems anhand anderer Kriterien und Maßstäben, die meist den ge-
genwärtigen konträr entgegenstehen. Demgegenüber umfasst eine Trans-
formation nur eine Neuausrichtung einzelner Komponenten des Systems und 
bleibt somit in seiner Radikalität hinter dem Systembruch zurück; dennoch 
werden im Zuge dieses Prozesses, wie wir ihn aus der Wiedervereinigung 
Deutschlands kennen, Einzelstrukturen, Zielsysteme und Entscheidungsme-
chanismen modifiziert. Eine Transition beinhaltet dementsprechend eine 
Weiterentwicklung des bestehenden Systems unter neu definierten Zielset-
zungen; zu diesen Zielsetzungen kann die Implementierung nachhaltiger 
Produktionsbedingungen zählen. Prägend für die zukünftige Entwicklung ist 
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aber die dem Entscheidungsprozess zwischen den möglichen Varianten vor-
gelagerte Bewertung des gegenwärtigen Zustandes und die daraus entwi-
ckelten Szenarien und Modelle; diese normativen Diskurse bedürfen aller-
dings einer gesamtgesellschaftlichen Auseinandersetzung unter Einbezie-
hung aller Akteure und Stakeholder. 
Neben der zeitlichen Perspektive im Hinblick auf zukünftige Handlungsopti-
onen spielen gerade für agrarische Intensivgebiete räumliche Dimensionen 
eine wichtige Rolle, da durch die Einbindung dieser Regionen in globale 
Netzwerke und Ketten der oben angesprochene Aspekt der Verantwortlich-
keit unmittelbar zu Fragen des Geltungs- und Wirkungsbereichs von Nach-
haltigkeitsagenden führt. Einerseits verbinden sich mit einem Perspektiv-
wechsel eines in der Mitte der Wertschöpfung angesiedelten Akteurs weit-
reichende Hoffnungen für eine ähnliche Veränderung bei vorgelagerten Un-
ternehmen im Sinne der Formulierung von Anforderungen für nachhaltige 
Produktionsstandards; andererseits besteht aber auch die Gefahr des Ver-
weises auf andersartige Zielsetzungen anderer Akteure entlang der Wert-
schöpfungskette, deren Standards und Anforderungen man ausgeliefert sei. 
Diesem Argument kann allerdings entgegengehalten werden, dass agrari-
sche Intensivgebiete meist nicht nur Produktions-, sondern auch Innovati-
ons- und Implementationszentren sind, von denen eine erhebliche Außen-
wirkung ausgeht. Es bleibt dennoch zu konstatieren, dass die raum-zeitliche 
Perspektive von Nachhaltigkeit gerade im Hinblick auf agrarische Intensiv-
gebiete noch einer weiteren Ausgestaltung bedarf, da weder der Modus der 
Erreichung von Nachhaltigkeit – und somit auch der Zeitraum bis zu Zieler-
reichung – geklärt sind, noch der räumliche Geltungsbereich von Nachhaltig-
keitsmaßnahmen umrissen ist. 

c. Komplexitätsprobleme durch Systembezogenheit 
Letztlich wird also auch in Würdigung der oben angeführten Punkte deutlich, 
dass die Umsetzung von Nachhaltigkeit durch eine notwendige Systembezo-
genheit von deutlichen Komplexitätsproblemen betroffen ist. Hierzu zählt 
zunächst die für alle drei Dimensionen notwendige horizontale und vertikale 
Integration und Interaktion: die Akzeptanz einer systemischen Betrachtung 
über die Grenzen der drei Dimensionen und auf unterschiedlichen Maß-
stabsebenen ist nicht nur Rahmung für nachhaltiges Handeln, sondern 
Grundvoraussetzung. Leider ist damit aber auch ein intrinsisches Dilemma 
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verbunden, da Nachhaltigkeit auf einem Feld eine geringere Nachhaltigkeit 
auf einem anderen Feld nach sich ziehen kann. Im Zuge der Tagung wurde 
wiederholt auf die Nachhaltigkeitsorientierung des Erneuerbare-Energien-
Gesetz verwiesen, die aber durch die Vergärung von Mais in Fermentern nur 
geringe Nachhaltigkeitseffekte für Böden und Biodiversität nach sich zog. 
Ebenso zeigen sich erhebliche Probleme der Nachhaltigkeitsbewertung als 
vorausschauende Folgenforschung: Neben den grundsätzlichen Schwierig-
keiten der Modellierung zukünftiger Zustände und Wirkungsgefüge unter-
schiedlicher Faktoren und Prozesse tragen die gegenwärtig weitgehend 
voneinander getrennten Normenkreise von Ökologie, Landschaftsgestal-
tung und Landbewirtschaftung nicht nur zu einer Komplexitätssteigerung 
bei, sondern sie legen auch eine grundsätzliche Inkompatibilität nahe.  
Letztlich stellt sich die Frage nach der Distribution von Nachhaltigkeit: Wer 
soll wo von Nachhaltigkeit profitieren bzw. wer soll von vorhandenen Res-
sourcen nur im Sinne einer Nachhaltigkeit profitieren dürfen? Gegenwärtig 
werden aus diesen Fragestellungen Win-Win-Postulate abgeleitet, doch 
bleiben diese angesichts der oben geschilderten Probleme der Modellierung 
wenig zielführend. 
B. Anforderungen an eine Agenda auf dem Hintergrund der o.g. Problem-

kreise 
Gerade die Kommentierungen der Hauptvorträge durch regionale Experten 
unterstrichen die Bedeutung der Ausrichtung einer regionalen Nachhaltig-
keitsagenda an die in der Region tatsächlich beobachtbaren Nachhaltig-
keitsdefizite; dabei wurde aber auch deutlich, dass hier keine einheitliche 
Bewertung dieser Defizite vorliegt, sondern weiterhin sektoral- und interes-
sengeleitete Differenzen zu beobachten sind. 
Dementsprechend bedarf es zunächst einer Analyse der bisherigen Prozesse 
und Praktiken aus der Perspektive der Nachhaltigkeit. Konkret bedeutet 
dies, dass alle Teilprozesse, Faktoren und Wirkungsketten auf ihre Nachhal-
tigkeit hin bewertet werden müssen. Dabei liegt die Hauptherausforderung 
weniger in geeigneten Messverfahren als vielmehr in einer Einigung aller 
Prozessbeteiligter auf Standards nachhaltigen Handelns. Wie oben erläutert 
muss die systemimmanente horizontale und vertikale Integration und Inter-
aktion der Nachhaltigkeitsdimensionen in überschaubare Wirkungsketten 
gegliedert und somit operationalisierbar gemacht werden. Zu dieser Analyse 
kann dann neben der Einbeziehung ethischer Kriterien – gerade bei Tierhal-
tung und Umgang mit prekär Beschäftigten – auch der Rückgriff auf bislang 
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verborgene Ressourcen gehören: Während der Tagung konnte eindrucksvoll 
verdeutlicht werden, dass gerade bei Ausbildung und Beschäftigung von 
Frauen noch Nachholbedarf vorhanden ist.  
Aus einer derartigen Analyse heraus müssen dann raum- und problembezo-
gene Entwicklungsansätze mit konkreten Handlungsvorgaben und messba-
ren Indikatoren formuliert werden. Dabei ergeben sich aber zwei Herausfor-
derungen: Zum einen muss trotz der oben genannten Operationalisierung 
durch eine Strukturierung in Wirkungsketten der Gesamtzusammenhang 
gewahrt bleiben – mithin ist es also notwendig, diese konkrete Handlungs-
vorgaben und Indikatoren wieder für das Gesamtsystem zusammenzufügen. 
Viel schwieriger erscheint die Umsetzung dieser Konzeption aber im gegen-
wärtigen Umfeld einer grundsätzlichen Skepsis gegen Normen und Bevor-
mundungen aus den gesellschaftlichen und politischen Arenen. Insofern 
steht die Strukturierung des Gesamtprozesses „Erreichung von Nachhaltig-
keit“ in nach Wirkungsketten differenzierten Teilprozessen der Fragmentie-
rung der Akteure und Stakeholder gegenüber. 
Somit wird deutlich, dass zu den Rahmenbedingungen für eine Agenda die 
Einbeziehung aller Akteure gehört. Kommunikation und Diskurs können dazu 
beitragen, einen Konsens aller Akteure und Stakeholder über Nachhaltigkeit 
und deren Kerninhalte zu erreichen. Hierbei ist insbesondere das Wissen 
aller Akteure über Wirkungszusammenhänge in Wert zu setzen. Eine Agenda 
für eine nachhaltigkeitsorientierte Transition beruht ganz wesentlich auf 
dem Vorhandensein umsetzungswilliger- und –fähiger Akteure; dieser As-
pekt ist gerade bei einer starken Einbindung in Wertschöpfungsketten von 
hoher Relevanz, da einerseits entlang der Ketten Innovationen ebenso wei-
tergegeben wie auch verzögert oder gar verhindert werden können. 
C. Schritte zur Implementierung 
Die Implementierung einer Agenda hängt maßgeblich von den Akteuren ab, 
die in ihrer Handlungsfähigkeit gestärkt werden müssen: Dieses Empower-
ment basiert zum einen auf der Anerkennung der eigenen individuellen Fä-
higkeiten, aber auch auf einer Kenntnis der Wirkungszusammenhänge mit 
anderen Akteuren; somit wird deutlich, dass nicht nur Einzelakteure, sondern 
vielmehr die durch Wirkungsketten miteinander verbundenen Akteure in 
ihrer Handlungsfähigkeit bestärkt werden müssen. Hierbei ist durch die 
steuernde Institution durchaus auf die Effekte des Vorausgehens und Nach-
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holens zu hoffen, bei dem einzelne Akteure durch ihr Handeln andere Akteu-
re überzeugen. Ebenso können vertragliche Vereinbarungen zwischen allen 
Beteiligten den Partizipations- und Diskussionsprozess vorantreiben und 
letztlich in Form von freiwilligen Vereinbarungen zu signifikanten und ak-
zeptierten Verbesserungen führen. Als steuernde Instanz bietet sich eine 
Übertragung und Profilschärfung des Nationalen Nachhaltigkeitsrates an: 
Ein Regionaler Nachhaltigkeitsrat kann Think Tank, Moderator und Monito-
ringstelle sein. Ihm kommt insofern eine Schlüsselposition zu, als dass er die 
oben genannten Strukturierungsprozesse ebenso durchführen muss wie die 
zwischenzeitliche Rekonstruktion des Gesamtzusammenhanges. 
Agendenentwicklung und –implementierung können durchaus als Lernpro-
zesse begriffen werden; somit sollten regionale Bildungsträger aller Ebenen 
mit eingebunden werden. Auch sie tragen durch direkte und indirekte Beein-
flussung der Akteure zum Erfolg der nachhaltigkeitsorientierten Transition 
bei. 
Letztlich beinhaltet aber die Formulierung und Umsetzung einer regionalen 
Nachhaltigkeitsagenda in agrarischen Intensivgebieten den dynamischen 
Umgang mit dynamischen Problemkreisen, da ökologische, ökonomische und 
soziale Rahmenbedingungen und Zielsysteme steten Veränderungen unter-
liegen. Akteure und Stakeholder müssen also flexibel in der Umsetzung, aber 
beharrlich bis stur in der Zielperspektive sein. 
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Die PDF-Version und die im Heft enthaltenen Abbildungen in farbiger 
Ausführung stehen auf der Internetseite des ISPA zum Download bereit. 
http://www.uni-vechta.de/einrichtungen-von-a-z/ispa/publikationen/ispa-
mitteilungen/ 
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